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Genau hinsehen...

...für die VerbraucherInnen
des Landes Bremen
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Auf Deutsch bedeutet das, dass die Versorger bei
Nichtzahlung der Erhöhung die KundInnen verklagen
müssen und das Gericht einen angemessenen Preis
festlegt. Und ganz Deutschland wartet auf die erste
Klage eines Gasversorgers…
Aufgrund der immensen Nachfrage bietet die
Verbraucherzentrale Gruppenberatungen an, in
denen innerhalb von vier Wochen in Bremen und
Bremerhaven sich fast sechshundert
VerbraucherInnen über ihre Rechte informieren.
Ende November organisiert die Verbraucherzentrale
eine Veranstaltung in der Bürgerschaft zum Thema:
"Energiepreise - Kontroverse ohne Ende?" Fast
zweihundert BremerInnen nehmen daran teil. Die
swb hatte einen schweren Stand. Einhellig kritisieren
auf dem Podium SPD, CDU und GRÜNE und das
Publikum massiv die drastischen Preiserhöhungen
der swb.
Aufgrund des öffentlichen Drucks erklärt die swb, die
Gaspreise zunächst um ca. sechs Prozent zu erhöhen
und die nächste Erhöhung auf den Januar 2005 zu
verschieben.
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An einem Donnerstag im Oktober.
Der Kollege Jurist will wie immer um
zehn Uhr seine Arbeit antreten und
schlendert zur Verbraucherzentrale.
Nahe genug heran kommt er
allerdings nicht. Bis zur nächsten
Straßenecke lang ist die Menschen-

schlange. Auf seine Frage, warum bloß stehen Sie
alle vor der Verbraucherzentrale?, lautet die Antwort:
Hier gibt es den Widerspruch gegen die Gaspreis-
erhöhung der swb. Trotz mehrfachen Hinweises, dass
er in der Verbraucherzentrale arbeitet, gelingt es ihm
nicht, an diesem Tag pünktlich seinen "Dienst
anzutreten." "Hinten anstellen!" so lautet das Kom-
mando der Schlangestehenden. Am ersten Tag holen
sich über fünfhundert VerbraucherInnen den Muster-
brief bei der Verbraucherzentrale persönlich ab. Von
der Website werden in den ersten Tagen über sech-
zehntausend Widersprüche herunter geladen. Die
beispiellose Empörung richtet sich gegen die Ankün-
digung der swb, den Gaspreis zum ersten Oktober
um über zehn Prozent anzuheben. Mit ihrem Protest
stehen die BremerInnen nicht alleine da; die swb mit
ihrer Preiserhöhung auch nicht: alle Gasversorger
erhöhen die Gaspreise drastisch und bundesweit
wehren sich bereits in den ersten Tagen zehntaus-
ende KundInnen. Ein lange vergessener, uralter
Paragraph taucht aus der Versenkung auf.
Im Bürgerlichen Gesetzbuch lautet § 315:

Bestimmung der Leistung durch eine Partei
(1) Soll die Leistung durch einen der
Vertragschließenden bestimmt werden, so ist im
Zweifel anzunehmen, dass die Bestimmung nach
billigem Ermessen zu treffen ist.
(2) Die Bestimmung erfolgt durch Erklärung
gegenüber dem anderen Teil.
(3) Soll die Bestimmung nach billigem Ermessen
erfolgen, so ist die getroffene Bestimmung für
den anderen Teil nur verbindlich, wenn sie der
Billigkeit entspricht. Entspricht sie nicht der
Billigkeit, so wird die Bestimmung durch Urteil
getroffen; das Gleiche gilt, wenn die Bestimmung
verzögert wird.
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Im Dezember kündigt die swb eine Preiserhöhung um
0,2 Cent pro Kilowattstunde ab ersten Januar 2005
an. Nach eigenen Angaben liegt sie damit unter den
Kosten, die bei 0,4 Cent mehr pro Kilowattstunde
liegen sollen. Damit nimmt die swb 18 Mio. Euro im
Jahr weniger ein, die in den Portemonnaies der
GaskundInnen bleiben. Das ist ein erster Erfolg!

Kurzzeitig ist angesichts der massiven öffentlichen
Kritik an den Energiekosten die Rede von einem
Energiegipfel bei der Bundesregierung. Letztlich
findet er nicht statt. Gute Lobbyarbeit…
Der Gaspreiserhöhung folgen die Ankündigungen der
Energiekonzerne, die Strompreise zu erhöhen. Zwar
sind trotz Liberalisierung die Preise so hoch wie nie
zuvor, trotzdem lautet der gute Rat der
Verbraucherschützer: wechseln, wechseln, wechseln!
Und: noch nie war es so günstig, ein gutes Strom-
gewissen zu haben: Ökostrom ist woanders zum
selben Preis zu haben, wie der "normale" Strom des
örtlichen Anbieters.
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Beim ersten Länderranking in Sachen Verbraucher-
schutz landet das Land Bremen auf Rang sieben, und
das auch nur, weil die Verbraucherzentrale als ein
Indikator Platz zwei erreicht. Besonders gut schneidet
die Verbraucherzentrale bei den Beratungszahlen und
den Eigeneinnahmen ab. Mit durchschnittlich 13
Beratungen pro 100 Einwohner liegt die Verbraucher-
zentrale bundesweit auf dem ersten Platz. Bei den
Eigeneinnahmen landet sie im Vergleich auf Platz
zwei und erzielt auch hier ein "sehr gut".
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Es gibt sie noch, die Zeichen und Wunder. Denn als
das muss man es schon bezeichnen, wenn in heuti-
gen Zeiten der Verbraucherschutz stärker gefördert
und nicht nur abgebaut wird. Seit Mitte des Jahres
gibt es das Projekt "Wirtschaftlicher Verbraucher-
schutz", finanziert mit über achtzigtausend Euro pro
Jahr vom Bundesministerium für Verbraucherschutz.
Verstärkt wird damit das Beratungs- und
Informationsangebot in den Bereichen Telekommuni-
kation, Altersvorsorge und Verschuldung. Über
zehntausend kostenlose Informationsmaterialien
konnten dadurch abgegeben werden. Und wenn wir
schon bei den Zahlen sind: fast neunzigtausend
Bremer-/BremerhavenerInnen haben sich letztes Jahr
in der Verbraucherzentrale informiert und über
zweihunderttausend haben die Website besucht. Fast
fünfhundert Medienkontakte, darunter das Ceska
Televize - Tschechisches Fernsehen, das seine Zu-
schauer über den Boykott gegen die Gaspreis-
erhöhung informierte, sprechen für einen guten Draht
der Verbraucherzentrale zur Medienlandschaft.
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So steht es leider nicht in den Anzeigen, sonst wären
nicht schätzungsweise dreihunderttausend Men-
schen davon betroffen. Die teilweise persönliche
Dramatik hat auch eine volkswirtschaftliche Dimensi-
on.
Ein immenser Schaden entsteht aber auch durch
Spam, Dialer, Viren, unerlaubte aber trotzdem
ständig stattfindende Telefon-, Fax- und Mailwerbung,
überhöhte Telefonrechnungen und "graue" Kapitalan-
lagen. Deutlich wird hieran, davon betroffen sind
nicht nur VerbraucherInnen, sondern auch Unterneh-
men. Wirksamer Verbraucherschutz ist aktive Wirt-
schaftspolitik. Er verhindert die Vernichtung volks-
wirtschaftlicher Ressourcen und stärkt die Massen-
kaufkraft. Derzeit "rennt" die Politik mit gesetzlichen
Regelungen der technologischen Entwicklung
hinterher. Gleichzeitig verfügen die Verbraucher-
zentralen immer weniger über die personellen und
finanziellen Kapazitäten, die notwendig wären, um
Gesetze auch durchzusetzen.
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Zum vorsorgenden Verbraucherschutz gehört
allerdings auch die Verbraucherbildung. Die vielfach
beschworene Verbrauchersouveränität bleibt ohne
eine entsprechende Grundbildung in den Schulen
eine Schimäre. Dünne und schlaue Kinder braucht
das Land!
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Prof. Dr. Edda Müller (Vorstand
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Wechselnde Kleinausstellungen informierten die Besucher zusätz-
lich zu folgenden Themengebieten:
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Altenweg 4, 28195 Bremen
Tel. (0421) 160 77 -7
Fax (0421) 160 77 -80

Infozentrum

Öffnungszeiten:
Montag, Dienstag 10 - 18 Uhr
Mittwoch geschlossen
Donnerstag 10 - 20 Uhr
Freitag 10 - 13 Uhr

Telefonische Produktberatung:
Montag und Freitag 10 - 14 Uhr
0190 / 77 54 43 pro Min. 1,24 Euro

aus dem dt. Festnetz

Telefonische Rechtsberatung:
Montag bis Donnerstag 10 - 18 Uhr
0190 / 77 54 41 pro Min. 1,24 Euro

aus dem dt. Festnetz

Persönliche Beratung nach Vereinbarung

Themen:

Altersvorsorge

Banken- und Kapitalanlagerecht

Bauberatung

Baufinanzierung

Energieberatung

Ernährungsberatung

Geldanlage

Juristische Beratung über Bauverträge

Juristische Pflegeberatung

Produktberatung

Verbraucherrecht

Versicherungen
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Hafenstr. 177, 27572 Bremerhaven
Tel. (0471) 26 194
Fax (0471) 207 000

Infozentrum

Öffnungszeiten:
Montag, Dienstag 10 - 13 und 15 - 18 Uhr
Mittwoch geschlossen
Donnerstag 10 - 13 und 15 - 18 Uhr
Freitag 10 - 13 Uhr

Telefonische Produktberatung:
Montag und Freitag 10 - 14 Uhr
0190 / 77 54 43 pro Min. 1,24 Euro

aus dem dt. Festnetz

Telefonische Rechtsberatung:
Montag bis Donnerstag 10 - 18 Uhr
0190 / 77 54 41 pro Min. 1,24 Euro

aus dem dt. Festnetz

Persönliche Beratung nach Vereinbarung

Themen:

Altersvorsorge

Baufinanzierung

Energieberatung

Ernährungsberatung

Geldanlage

Produktberatung

Verbraucherrecht

Versicherungen
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Der Schutz vor unseriösen Mehrwertdiensten
reicht noch immer nicht aus. Das Gesetz gegen den
Missbrauch von 0190er und 0900er Nummern ist
lückenhaft. Wie die Erfahrungen der Verbraucher-
zentrale immer wieder bestätigen, war es vorherzu-
sehen, dass zahlreiche Unternehmen die gesetzli-
chen Vorgaben mit immer neuen Methoden unter-
laufen, beispielsweise mit Satelliten-, Auslands- oder
Rechnungsdialern. Die Rechnungsdialer haben im
Jahr 2004 allein in der Verbraucherzentrale Bremen
für Hunderte von Beschwerden gesorgt.
Technisch läuft der neue Trick so ab: Der Verbraucher
gerät auf eine Internetseite, wo sich oft hinter einem
Werbebanner oder einem Zugangsfenster ein
Dialerprogramm versteckt. Das Dialerprogramm
entspricht nicht den gesetzlichen Anforderungen. Es
wird keine Eingabe von „OK“ gefordert, es erfolgt
keine Gebührenanzeige. Das Dialerprogramm wählt
eine Rufnummer an. Zweck dieser Verbindung ist es
nicht, hohe Gebühren über eine Mehrwertnummer zu
generieren. Durch diese Verbindung wird lediglich die
Rufnummer des Anschlussinhabers zum Server des
Dialervertreibers übermittelt. Jetzt recherchiert der
Dialeranbieter anhand der Rufnummer die Adresse.
Steht sie nicht im Telefonbuch, erfolgt ein Testanruf
über ein Call-Center. Dabei wird oft behauptet, ein
Paket könnte nicht zugestellt werden, da die Straße
nicht lesbar sei. Nennt der Verbraucher am Telefon
seine Straße und Hausnummer, bekommt er kurz
darauf eine Rechnung. Da über diese Methode keine
Gebühren über die Telefonrechnung abgerechnet
werden können, versenden die Dialervertreiber jetzt
an diese Anschriften Rechnungen über 49,- oder
69,95 Euro. Für diesen Betrag soll man dann 30 Tage
lang das Internetangebot des Dialeranbieters benut-
zen dürfen.

Bezahlt der Kunde nicht und legt Widerspruch
gegen die Forderung ein, erhält er umgehend eine
Mahnung. Diese Mahnung kommt immer, egal was
der Kunde hierzu geschrieben haben sollte. Nach
zwei Mahnungen wird die Forderung an ein Inkasso-
unternehmen weitergereicht. „Zufällig“ hat dieses
Inkassounternehmen die identische Postanschrift
wie das Rechnungsunternehmen.

Der Der Der Der Der VVVVVerbraerbraerbraerbraerbrauuuuucccccher - Kher - Kher - Kher - Kher - Kundundundundunde oe oe oe oe ohnehnehnehnehne
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Der "Datenkunde" ist seit Jahren ein Sorgen-
kind der Verbraucherschützer. Es besteht die Gefahr
einer digitalen Klassengesellschaft, in der unrentable
Kunden einfach abgeschüttelt werden können. Mit
der Entwicklung neuer Informationstechnologien geht
der Trend nämlich zunehmend zum gläsernen Kun-
den mit "digitaler DNA". Die Anbieter sammeln
immer mehr Daten, etwa bei der Benutzung der
Kreditkarte, Online Shopping oder mobilem
Telefonieren. Wegen der verlockenden Prämien und
Vergünstigungen verhalten sich Verbraucher in Bezug
auf die Weitergabe ihrer Daten zu arglos und
unsensibel. Konsumerziehung und ein kritischer
Umgang mit neuen Informationstechnologien findet
im Pisaland Deutschland nicht statt. Aber auch die
Datenschutzgesetzgebung hinkt der Realität weit
hinterher. Neben diesem Datenmissbrauch gibt es
zunehmend auch eine regelrechte Datenkriminalität,
wie etwa das "Phishing" ("Password-Fischen"). Dabei
werden an sich geheime Zugangsdaten durch ver-
schiedene Tricks wie beispielsweise vertrauenswür-
dig erscheinende, aber gefälschte E-Mails ausspio-
niert. Der Empfänger wird beispielsweise gebeten,
seine Bankzugangsdaten zu verifizieren. Fällt der
Verbraucher darauf rein, kann sein Geld durch
verschiedene Transfers im Nichts verschwinden. Der
kriminellen Kreativität sind auch in diesem Bereich
keine Grenzen gesetzt, so dass die Überforderung
des Durchschnittsverbrauchers, der zuweilen trotz
aller Warnungen die Geheimnummer mit der EC-Karte
aufbewahrt, gesetzgeberisch und informations-
technologisch mit sicheren Verschlüsselungs-
systemen ausgeglichen werden muss.



99999

InInInInIntttttererererernetnetnetnetnetaaaaaukukukukuktttttioioioioionen mnen mnen mnen mnen miiiiittttt
RücRücRücRücRückkkkkgggggaberecaberecaberecaberecaberechhhhhttttt

Von den Verbraucherzentralen wurde jahrelang
die Rechtsansicht vertreten, dass Internetauktionen
(beispielsweise eBay), weil sie keine echten Verstei-
gerungen im Rechtssinne (anders als gerichtliche
Versteigerungen oder öffentliche Privat-
versteigerungen mit Zuschlag des Auktionators)
sondern normale Kaufverträge sind, dem Recht des
Fernabsatzes unterliegen, mit der Folge, dass ge-
werbliche Anbieter über das Widerrufsrecht belehren
müssen und Verbraucher widerrufen können.
Der BBBBBuuuuundendendendendesgsgsgsgsgericericericericerichtshofhtshofhtshofhtshofhtshof     hat in diesem Jahr diese
Rechtsauffassung mit umfassender Begründung
bestätigt. Er hat unter anderem auauauauausgsgsgsgsgeführeführeführeführeführt, dt, dt, dt, dt, daaaaassssssssss d d d d daaaaasssss
gggggeeeeesetzsetzsetzsetzsetzliclicliclicliche he he he he WWWWWiderrufiderrufiderrufiderrufiderrufsrsrsrsrsrececececechththththt den  den  den  den  den VVVVVerbrerbrerbrerbrerbraucaucaucaucaucher her her her her vvvvvor denor denor denor denor den
RiRiRiRiRisssssikikikikiken en en en en vvvvvon Fon Fon Fon Fon Fernernernernernabababababsssssatzatzatzatzatzgggggeeeeesssssccccchäfhäfhäfhäfhäfttttten sen sen sen sen sccccchützhützhützhützhützen soen soen soen soen sollllll, beil, beil, beil, beil, bei
denen er die denen er die denen er die denen er die denen er die WWWWWararararare e e e e vvvvvor or or or or VVVVVererererertrtrtrtrtragagagagagssssssssssccccchhhhhlululululussssssssss nic nic nic nic nichththththt in in in in in
AugAugAugAugAugenenenenensssssccccchein nehmen khein nehmen khein nehmen khein nehmen khein nehmen kann. Ein soann. Ein soann. Ein soann. Ein soann. Ein solclclclclchehehehehesssss     ScScScScSchutzhutzhutzhutzhutz-----
bedürbedürbedürbedürbedürfffffnininininisssss be be be be bessssstttttehe aucehe aucehe aucehe aucehe auch bei Inth bei Inth bei Inth bei Inth bei Interneterneterneterneternet-Auktionen-Auktionen-Auktionen-Auktionen-Auktionen, weil
der Verbraucher, der einen Gegenstand bei einer
Internetauktion erwerbe, sich nur mittels der im

Internet zur Verfügung gestellten Informationen über
die angebotene Ware informieren könne.  Dieses
Urteil des BGH nützt auch bei vielen Auktionen, die
offiziell als private Auktionen laufen. Denn ob der
Anbieter ein professioneller Händler ist oder nicht,
richtet sich nicht danach, was sein Angebot beinhal-
tet, sondern danach, ob er gewerbsmäßig verkauft.
Doch Ärger ist vorprogrammiert: Wenn der Verkäufer
selbst klarstellt, dass er professioneller Verkäufer ist,
ist die Rechtslage klar.

Ansonsten ist die Rechtslage nicht eindeutig. Als
Orientierung, ob es sich um einen gewerblichen
Verkäufer handelt, kann der Verkauf von Neuware
gelten, vornehmlich beim Verkauf mehrerer Artikel
derselben Sorte, eine hohe Anzahl versteigerter
Produkte oder die Registrierung als Powerseller. Aus
Verbraucherschutzgesichtspunkten ist deshalb eine
obligatorische Kennzeichnungspflicht für gewerbliche
Anbieter zu fordern.

VVVVVerbraerbraerbraerbraerbrauuuuucccccherherherherhersssssccccchuhuhuhuhutttttz undz undz undz undz und
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Der Verbraucherschutz musste 2004 auch einen
Rückschlag einstecken. Nach der neusten Rechtspre-
chung des Bundesgerichtshofs wird angenommen,
dass ein Verbraucher sich in jedem Fall grob fahrläs-
sig verhalten habe, wenn die EC-Karte entwendet und
dann mit der PIN Abbuchungen von Dritten erfolgt
sind. Es wird dann aufgrund Anscheinsbeweises im
Wege der Beweislastumkehr per se als "typischer
Geschehensablauf" angenommen, dass der Verbrau-
cher die PIN einer anderen Person mitgeteilt oder die
Geheimzahl auf einem Zettel notiert und im Porte-
monnaie belassen hat (was zugegebenermaßen
vorkommt). In diesem Fall muss der Verbraucher das
Gegenteil, nämlich dass ihn kein Verschulden trifft,
beweisen oder den bis zur Sperrung entstandenen
Schaden selbst tragen. Es gibt zahlreiche Situatio-
nen, in denen die PIN von Dritten ausspioniert
werden kann, so wird z.B. von versteckten Kameras
berichtet. Zudem ist die Sicherheit der Technik
umstritten. Und doch werden Verbraucher mit diesem
bankenfreundlichen Urteil mit dem Anscheinsbeweis
der Fahrlässigkeit belastet. Eventuelle Sicherheits-
und Softwaremängel sind dann außerhalb der
Lebenserfahrung und nur noch rein theoretischer
Natur. Die obergerichtliche Judikatur muss vom
Gesetzgeber korrigiert werden. Wenn sich die gesetz-
lichen Grundlagen hier nicht ändern, wird man Karten
mit PIN nicht mehr empfehlen können, was für
Unternehmen und Banken, sowie für die Wirtschaft
einschneidende Folgen hätte.

VVVVVerbraerbraerbraerbraerbrauuuuucccccherrecherrecherrecherrecherrechhhhhttttt
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Das neue Wettbewerbsrecht nennt ausdrücklich
den Verbraucher als Schutzobjekt und stellt - trotz
einiger Schwachpunkte (etwa: keine wirksame
Abschöpfung von Unrechtsgewinnen) - eine Verbes-
serung dar, weil die Kerngedanken der höchst-
richterlichen Rechtsprechung in einigermaßen leicht
verständliche Paragraphenform gegossen worden
sind. Der Kampf um eines der wichtigsten Details des
Gesetzes wurde hart geführt. Bis zuletzt hatten sich
die FDP und Teile der Union dafür ausgesprochen, die
bisherige obergerichtliche Rechtsprechung, wonach
Telefonwerbung (Cold Calling) ohne vorherige Einwil-
ligung des Verbrauchers verboten ist, zu kippen. Die
Rechtsprechung sieht unerbetene Anrufe zum einen
als ein Eindringen in die geschützte Privatsphäre des
Angerufenen an, die unzulässig ist. Zum anderen
wird sie als eine Beeinträchtigung der Entschei-
dungsfreiheit des Verbrauchers eingestuft: Es genügt
deshalb keineswegs, dass die Firma ihren Anruf
vorher brieflich angekündigt hat. Selbst wenn je-
mand schriftlich nur Informationsmaterial angefor-
dert und dabei seine Telefonnummer in die Werbe-
antwortkarte eingetragen hat, liegt noch kein Einver-
ständnis vor. Ein Anbieter kann sich schließlich auch
nicht darauf berufen, auf Empfehlung eines Freundes
oder Bekannten anzurufen. Beim Cold Calling be-
stimmt allein der Werbende, zu welchem Zeitpunkt
einem Verbraucher die Anpreisung von Waren oder
Dienstleistungen aufgedrängt wird.

WWWWWer nicer nicer nicer nicer nichththththt au au au au ausdrücsdrücsdrücsdrücsdrückkkkklicliclicliclich sein Einh sein Einh sein Einh sein Einh sein Einvvvvverererererssssständnitändnitändnitändnitändnisssss     zzzzzuuuuu
einem einem einem einem einem TTTTTelelelelelefefefefefononononongggggeeeeessssspräcpräcpräcpräcpräch erkh erkh erkh erkh erklärlärlärlärlärttttt h h h h hat, dat, dat, dat, dat, darararararfffff nic nic nic nic nichththththt
ananananangggggeruferuferuferuferufen wen wen wen wen werererererden.den.den.den.den.

Die Strategie ist, den potentiellen Kunden "kalt zu
erwischen" und den Überraschungseffekt zum
sofortigen Vertragsabschluß oder der kurzfristigen
Vereinbarung eines Besuchstermins zu nutzen. Bei
den Anrufenden handelt es sich dementsprechend in
der Regel um Personen, die besonders darin geschult
sind, spontane Widerstände und kritische Fragen mit
psychologischen Tricks zu umgehen und den potenti-
ellen Kunden mit großer Hartnäckigkeit zu bedrän-
gen.  Nach dem neuen Gesetz gegen den unlauteren
Wettbewerb bleibt Cold Calling daher im Rahmen der
unzumutbaren Belästigungen zusammen mit Telefax-
und E-Mail-Werbung verboten, was die Verbraucher-
zentrale Bremen auch wegen der Vielzahl der Be-
schwerden außerordentlich begrüßt.

1010101010

Unerwünschte Telefonwerbung - ein „drängendes“
Problem für die VerbraucherInnen.
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Weser Report, 10. Oktober 2004
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Sonntags-Journal, 11. Januar 2004
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Weser Report, 5. Mai 2004

Nordsee-Zeitung, 13. September 2004
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Unsere Kinder und Jugendlichen werden immer dicker. Über die Gründe soll an dieser Stelle nicht
spekuliert werden. Allen ist aber klar, dass dieser Entwicklung entgegengesteuert muss - zum Wohl der
Kinder und unserer Gesellschaft. Denn viele dieser Kinder werden mit ihrem Übergewicht nicht glück-
lich werden und überproportional häufig erkranken. Die Folgekosten für unser Gesundheitssystem
werden unabsehbar hoch sein.
Trotzdem sind der Verbraucherzentrale die zwei - infolge der BSE-Krise geschaffenen - zusätzlichen
Stellen für die Ernährungsaufklärung ersatzlos gestrichen worden. Und dies, obwohl die Verbraucher-
zentrale viel mehr für Kinder und Jugendliche und gegen Werbung für ungesunde Dickmacher unterneh-
men möchte.

Eine Konsequenz der Stellenstreichungen war ohnehin, dass die telefonische Beratung stark einge-
schränkt und die Email-Beratung ganz eingestellt werden mussten.
Da jedoch das Bundesministerium für Verbraucherschutz, Ernährung und Landwirtschaft zusätzliche
Projektmittel bereitstellte, wurde im schulischen Bereich, aber auch für ältere Menschen mit Hilfe von
Honorarkräften eine ganze Reihe von Veranstaltungen durchgeführt. Das ist die Erklärung dafür, dass
die Zahlen im Bereich der Vortragstätigkeit um ein Vielfaches höher sind als im vergangenen Jahr.

Aber für die Kinder reicht das nicht.

AufAufAufAufAuf ein  ein  ein  ein  ein WWWWWororororort, Herr t, Herr t, Herr t, Herr t, Herr SenSenSenSenSenatatatatator!or!or!or!or!

AlleAlleAlleAlleAlles neu ms neu ms neu ms neu ms neu miiiiittttt Gen Gen Gen Gen Gentttttececececechnik? - einehnik? - einehnik? - einehnik? - einehnik? - eine
AAAAAuuuuusssssssssstttttellellellellellununununung ig ig ig ig im Kapm Kapm Kapm Kapm Kapiiiiitttttelelelelel 8 8 8 8 8

Seit vielen Jahren wird in Deutschland eine
kontroverse Diskussion über die Chancen und
Risiken der Gentechnik geführt. Die zahlreichen
Anwendungsmöglichkeiten in der Medizin, Landwirt-
schaft und Lebensmittelverarbeitung gelten als
umstritten, zumal vieles für die VerbraucherInnen im
Verborgenen liegt.
Längst finden sich in den Regalen der Supermärkte
Lebensmittel, bei deren Herstellung Gentechnik zum
Einsatz gekommen ist. Zumindest teilweise ist seit
April 2004 die Kennzeichnung verbessert worden -
eine langjährige Forderung der Verbraucherzentralen.
So müssen jetzt gentechnisch veränderte Soja-,
Mais- und Rapsprodukte auch dann gekennzeichnet
werden, wenn die Veränderung nicht mehr nachweis-
bar ist. Allerdings sind aufgrund von Übergangs-
fristen zurzeit kaum entsprechende Lebensmittel im
Handel zu finden, und weil viele Hersteller versuchen,
nicht gentechnisch veränderte Zutaten zu verwenden
oder zu einer neuen Rezeptur übergehen. Eine große
Ausnahme jedoch bleibt: bei Fleisch, Eier oder Milch
von solchen Tieren, die mit gentechnisch veränder-
tem Futter gefüttert wurden, gibt es weiterhin keine
entsprechende Kennzeichnung. Die FDie FDie FDie FDie Futtuttuttuttuttermittermittermittermittermittelelelelel für für für für für
die die die die die TierTierTierTierTiere müse müse müse müse müssen gsen gsen gsen gsen gekekekekekennennennennennzzzzzeiceiceiceiceichnethnethnethnethnet sein, d sein, d sein, d sein, d sein, daaaaassssssssss K K K K Kototototote-e-e-e-e-
lllllettettettettett hint hint hint hint hinter dem er dem er dem er dem er dem TTTTTrrrrreeeeesen oder der Ksen oder der Ksen oder der Ksen oder der Ksen oder der Käse jäse jäse jäse jäse jedocedocedocedocedoch nich nich nich nich nichththththt.....

Die Verbraucherzentralen kritisieren diese Gesetzes-
lücke, unterbindet sie doch die Möglichkeit für die
VerbraucherInnen, sich für oder gegen Lebensmittel
zu entscheiden, bei deren Herstellung Gentechnolo-
gie zum Einsatz kam. Lediglich bei Ökoprodukten ist
die Anwendung gentechnischer Verfahren verboten.
ZZZZZuuuuusssssammen mitammen mitammen mitammen mitammen mit dem  dem  dem  dem  dem VVVVVerererererein ein ein ein ein SoSoSoSoSozzzzziiiiialökalökalökalökalökooooologie ulogie ulogie ulogie ulogie und demnd demnd demnd demnd dem
UmUmUmUmUmwwwwweltelteltelteltbebebebebeaufaufaufaufauftrtrtrtrtragagagagagttttten der Bren der Bren der Bren der Bren der Bremiemiemiemiemisssssccccchen evhen evhen evhen evhen evananananangggggelielielielielisssssccccchenhenhenhenhen
KirKirKirKirKirccccche he he he he zzzzzeigeigeigeigeigttttte die e die e die e die e die VVVVVerbrerbrerbrerbrerbraucaucaucaucaucherherherherherzzzzzentrentrentrentrentralalalalale die Aue die Aue die Aue die Aue die Ausssssssssstttttel-el-el-el-el-
lululululunnnnng "Ag "Ag "Ag "Ag "Alllllllllleeeeesssss neu mit neu mit neu mit neu mit neu mit Gent Gent Gent Gent Gentececececechnik?" im Khnik?" im Khnik?" im Khnik?" im Khnik?" im Kapitapitapitapitapitelelelelel 8 8 8 8 8..... Die
Ausstellung bot eine Fülle von Informationen zu dem
Thema, und zusätzlich fand während der Aus-
stellungswochen eine Reihe von Veranstaltungen
statt: Referate, Filmvor-
führungen und ein
gentechnikfreies
Frühstück. "Grüne
Gentechnik und Risiken
für unsere Ernährung" -
unter dieser Überschrift
gab es auch einen gut
besuchten Vortrag der
Verbraucherzentrale
und des ökologischen
Ärztebundes.

ErnähruErnähruErnähruErnähruErnährunnnnnggggg
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Nach den Osterferien wurde ein Wettbewerb für
die Klassen 10 bis 13 ausgeschrieben, die eine
eigene Homepage für regionale Lebensmittel entwer-
fen sollten. Der Fantasie der SchülerInnen waren
keine Grenzen gesetzt. Ob Öko- oder Bauernmärkte,
ob Rinderzucht im Blockland, ob Hofläden vor den
Toren Bremens und Bremerhavens oder ob regional
erzeugte Lebensmittel - alle Themen und Ideen für
die Homepage waren erlaubt. Ziel des Wettbewerbs
war es, dass Jugendliche in der ihnen eigenen
Ausdrucksweise - sowohl verbal als auch gestalte-
risch - anderen aus ihrer Altersklasse die Vorteile von
regional erzeugten Lebensmitteln schmackhaft
machen. Trotz intensiver Werbung für den Wettbe-
werb und attraktiver Geldgewinne beteiligten sich
nur 5 Klassen bzw. Arbeitsgruppen und erarbeiteten
je einen Beitrag. Nach Begutachtung der verschiede-
nen Vorschläge vergab die Verbraucherzentrale  einen
2. Preis, der mit 500,- Euro dotiert war. Er ging an
eine Klasse des Schulzentrums Findorff, die das
Preisgeld zusammen mit einem "Riesenscheck" stolz
von der Verbraucherzentrale in Empfang nahm. Ein
ausführlicher Pressebericht von der Preisverleihung
rundete die Aktion ab.

DDDDDaaaaas Jahres Jahres Jahres Jahres Jahreszszszszszeieieieieitttttenenenenenspspspspspiel:iel:iel:iel:iel:
"P"P"P"P"PowowowowowerKaerKaerKaerKaerKauer auer auer auer auer auf Geuf Geuf Geuf Geuf Gemüsmüsmüsmüsmüsejaejaejaejaejagd"gd"gd"gd"gd"

Dieses Spiel ist für Kinder von 8 - 12 Jahre
konzipiert und wurde an verschiedenen Schulen
insgesamt acht Mal mit großem Erfolg durchgeführt.
Spielgeräte sind u.a. eine große Spielmatte, eine
Weltkarte und ein Saisonkalender. Die "PowerKauer",
vier clevere, sportliche Kinder, durchwandern ein Jahr
und erfahren dabei viel Neues über die Herkunft von
Obst und Gemüse. Gleichzeitig bringt ein großes
Schiff exotische Lebensmittel aus weit entfernten
Ländern nach Deutschland. Es gewinnt die Spieler-
gruppe aus einer Klasse, die durch die richtige
Beantwortung von Fragen und durch gute Aktionen
das meiste einheimische Obst und Gemüse sammelt
und schneller als das Schiff ist. Ziel des Spiels ist es,
den Kindern auf spannende und vergnügliche Weise
regionale Obst- und Gemüsesorten näher zu bringen
und sie gleichzeitig über die Problematik von "weit
gereisten" Lebensmitteln zu informieren. Das Spiel
kam in den Schulen so gut an, dass einige Lehrkräfte
sogar an einem Kauf interessiert waren. Die Aktion
wird im kommenden Jahr fortgeführt.

In diesem Jahr hat die Verbraucherzentrale gleich drei unterschiedliche Aktionen für Schulen durchge-
führt - einen Internetwettbewerb, ein Jahreszeitenspiel zu Obst und Gemüse sowie eine interaktive
Ausstellung rund um das Thema Trendgetränke. Bei allen Aktionen handelt es sich um Projekte des
Bundesministeriums für Verbraucherschutz, Ernährung und Landwirtschaft.

New sNew sNew sNew sNew sccccchoohoohoohoohool-l-l-l-l-actionactionactionactionactionsssss

Die „PowerKauer“ in Aktion

ErErErErErnährnährnährnährnährunununununggggg
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Die inDie inDie inDie inDie inttttterakerakerakerakeraktttttiiiiivvvvve Ae Ae Ae Ae Auuuuusssssssssstttttellellellellellununununung:g:g:g:g:
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Trendgetränke sind "in", ganz besonders bei
jungen Leuten. Kein Wunder, suggeriert die Werbung
doch den Konsumenten sehr geschickt Power, Fitness
und Cool-sein. Aber kaum jemand wirft einen Blick
auf die Zutatenliste. Tut er oder sie es doch, lassen
sich die vermeintlich schicken Drinks schnell entlar-
ven: Wasser, Zucker und verschiedene Zusatzstoffe
wie Vitamine, Taurin, Guarana und andere lesen sich
dann schon nicht mehr ganz so cool wie die dazuge-
hörigen Werbeslogans. Dies erfuhren Schüler und
Schülerinnen von insgesamt 13 Klassen während der
in der Geschwister-Scholl-Schule gezeigten "Mach-
Bar-Tour" in Bremerhaven. Und nicht nur das: an
mehreren Stationen konnten sie sich Getränke selber
mixen - und waren oft verblüfft, wie gut die eigenen
Cocktails z.B. aus mehren Fruchtsäften und Mineral-
wasser schmeckten. Die Ausstellung war so erfolg-
reich, dass sich bereits mehrere interessierte
LehrerInnen aus Bremen und Bremerhaven bei der
Verbraucherzentrale gemeldet haben, um die "Mach-
Bar-Tour" an ihre jeweiligen Schulen zu holen. Sie
wird auf jeden Fall im nächsten Jahr an anderen
Schulen gezeigt werden.

Schülerinnen bei der Mach-Bar-Tour
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Bereits seit Jahren ist die Verbraucherzentrale
während der im Herbst stattfindenden hafa (Ausstel-
lung Haushalt und Familie) mit einem Informations-
stand im Zelt der Landwirtschaftskammer Bremen
"Bauernhof" vertreten. Der "Bauernhof" erfreut sich
bei den BesucherInnen der hafa größter Beliebtheit,
die Kombination mit lebenden Tieren, gastronomi-
schen Angeboten aus der Region und interessanten
Informationsangeboten gilt als attraktiv.
Die Verbraucherzentrale hatte in diesem Jahr ihren
Stand zum Thema Obst und Gemüse in Verbindung
mit der AuAuAuAuAusssssssssstttttelelelelellululululunnnnng "Die neue Eg "Die neue Eg "Die neue Eg "Die neue Eg "Die neue Essssssksksksksklllllaaaaasssssse" se" se" se" se" gestaltet
und dazu u. a. zwei unterschiedliche Ratespiele
entwickelt. Das eine war ein Fragespiel, bei dessen
Auflösung ein rotes Lämpchen an einem kleinen
Schaltkasten half. "Erdbeeren haben mehr Vitamin C
als Orangen" - so lautete beispielsweise eine der
sechs Behauptungen, deren Wahrheitsgehalt mit
dem Lämpchen überprüft werden konnte.
Bei dem zweiten Spiel wurden Fruchtsäfte - haupt-
sächlich Apfel- und Traubensäfte - versteckt mit
verschiedenen Lebensmittelfarben eingefärbt und
dann den BesucherInnen der hafa zum "Fruchtraten"
angeboten. Nur sehr wenige Tester ließen sich nicht
von der Farbenpracht beeinflussen und konnten die
Säfte richtig benennen. Es war für die meisten
beeindruckend, wie sehr ein roter (Apfel-!) Saft nach
Kirschen und Johannisbeeren oder aber ein grüner
Saft nach Kiwi schmecken konnte…An dieses Saft-
raten schlossen sich fast immer kleine Beratungs-
gespräche und lebhafte Diskussionen über die
technischen Möglichkeiten der Lebensmittelindustrie
an. Ihr stehen schließlich noch ganz andere Möglich-
keiten als schlichte Farben zur Verfügung: Aroma-
stoffe, Geschmacksverstärker, Verdickungsmittel und
zahlreiche andere Zusatzstoffe sind dabei,
wenn es gilt, das richtige "Mouthfeeling"
eines Lebensmittels zu kreieren. Mit Natur
oder Vollwertigkeit hat so ein Endprodukt
kaum etwas zu tun, so dass die Empfehlun-
gen immer darauf hinausliefen, möglichst
viel Unverarbeitetes zu essen, insbesondere
Obst und Gemüse.
Die beiden Ratespiele zogen die Besucher in
Scharen an, so dass fast 2.200 Beratungen -
meist in Form von Gruppenberatungen -
durchgeführt werden konnten.

Der HAFA-Energiestand

HAFA 2004

ErErErErErnährnährnährnährnährunununununggggg
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Bereits zum 4. Mal in Folge fand im Herbst das
Forum Gesundheitlicher Verbraucherschutz statt,
eine Veranstaltungs-Reihe, die sich in Bremen längst
einen Namen gemacht hat. "Ernährungs- und
Verbraucherbildung - ein Thema für unsere Schu-
len!?" - so lautete der Titel des diesjährigen Fach-
tages, der vom Senator für Gesundheit, Bremer
Institut für Präventionsforschung und Sozialmedizin,
Landesinstitut für Schule und von der Verbraucher-
zentrale organisiert wurde.
Viele Kinder und Jugendliche weisen Defizite im Ess-
und Bewegungsverhalten auf und leiden oftmals
gleichzeitig unter materieller und sozialer Armut. Wie
gravierend dieses Problem mittlerweile ist, lässt sich
an den stark steigenden Zahlen übergewichtiger
Kinder ablesen. Da sich das Ernährungsverhalten
bereits im Kindesalter manifestiert und einmal
erworbene Ernährungsmuster fast ein Leben lang
beibehalten werden, kommt einer frühzeitigen
Ernährungsbildung eine große Bedeutung zu. Des-
halb sind die Schulen aufgefordert -  weitaus mehr
als dies zurzeit geschieht - die Ernährungs- und
Gesundheitsbildung ihrer Schüler und Schülerinnen
zu verstärken.
Einen weiteren dringenden Handlungsbedarf gibt es
darüber hinaus für den Bereich Verbraucherbildung.
Kinder und Jugendliche verfügen einerseits über eine
enorme Kaufkraft und haben andererseits noch
keinerlei Werbekompetenz. Sie wissen nicht, dass
zwischen Werbung und Wirklichkeit Welten liegen
können. Sie sind deshalb auch nicht in der Lage, die
damit verbundenen Gefahren zu realisieren. So
kommen immer wieder Eltern mit ihren minderjähri-
gen Kindern in die Verbraucherzentrale, weil letztere
plötzlich Unsummen für ihr Handy bezahlen sollen
oder aber sie irgendeinem Internet-Abzocker aufge-
sessen sind. In einer Zeit, in der die elektronischen
Medien das Geldausgeben (ohne entsprechende
Taschengeldzuteilung durch die Eltern!) geradezu
verlockend leicht machen, müssen Kinder und
Jugendliche über die Risiken aufgeklärt werden.

Diese Problemfelder wurden von den
FachreferentInnen in ihren Beiträgen angesprochen
und anschließend im Plenum diskutiert. Eine der
ReferentInnen war Frau Prof. Edda Müller, Vorstand
des Bundesverbandes der Verbraucherzentralen. Der
Titel ihres Referates: "Impulse für eine zukunfts-
orientierte Verbraucherbildung - die Rolle der Schu-
len".
Die Veranstaltung war mit über 100 Interessenten
sehr gut besucht, insbesondere zahlreiche
LehrerInnen und PolitikerInnen waren der Einladung
der Organisatoren gefolgt.
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Über 70 % der älteren Menschen, die zu Hause
leben, ergänzen ihre Ernährung mit Vitamin- und
Mineralstoffpräparaten. Deshalb wollte die Verbraucher-
zentrale einmal wissen, wie die Beratungsqualität zu
diesen Produkten in den Bremer Apotheken aussieht.
Eine knapp 60jährige ging mit folgender Fragestellung in
35 Apotheken in den verschiedensten Stadtteilen:
"Ich werden jetzt bald 60 Jahre und möchte sicherstellen,
dass ich auch alle notwendigen Nährstoffe bekomme -
was können Sie mir empfehlen?"
An dieser Stelle wäre eine gute Beratung nur dann mög-
lich gewesen, wenn die Apotheker bzw. Apothekerinnen
die Kundin ein wenig genauer nach deren Ernährungswei-
se gefragt hätten - doch das taten 63 % entweder gar
nicht oder nur sehr oberflächlich. Stattdessen wollten sie
der Kundin verschiedene Vitamin- und Mineralstoff-
präparate verkaufen, obwohl diese bei der gesunden
Ernährungsweise der Testerin völlig überflüssig gewesen
wären. Gut ein Viertel der Apotheken erkundigten sich
mehr oder weniger detailliert nach den Ernährungs-
gewohnheiten und sprach eine - jedoch nicht zwingende -
Empfehlung für das eine oder andere Produkt aus: "Sie
können etwas einnehmen, erforderlich ist es jedoch
nicht." Lediglich gut 11 % (4 Apotheken!) erklärten nach
einem sehr ausführlichen Beratungsgespräch, dass
aufgrund der beschriebenen gesunden Ernährungsweise
die Einnahme eines zusätzlichen Präparates überflüssig
sei.
Die Verbraucherzentrale rät älteren (und jüngeren!)
Menschen, sich nicht von den typischen Werbesprüchen
der Industrie und des Handels verunsichern zu lassen.

Wer täglich Obst und Gemüse verzehrt, Milch- und
Milchprodukte zu sich nimmt und Vollkornprodukte
isst, der kann in der Regel auf zusätzliche Präparate
verzichten.
Den Apotheken wirft sie vor, weniger das Wohl ihrer
Kunden als das Klingelgeläut ihrer Kassen im Auge zu
haben. Wer sich in der Werbung immer wieder den
Anschein von Seriosität und Fachkompetenz gibt, der
sollte auch in kleinen Dingen eine gute Beratungs-
qualität erkennen lassen.
Die Verbraucherzentrale hatte die Apothekerkammer
vorab über das Ergebnis ihrer Untersuchung infor-
miert, hat aber bis heute keine Stellungnahme dazu
bekommen.

Weser Kurier, 16. Dezember 2004
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FFFFFororororortttttlllllaaaaaufendufendufendufendufende Pre Pre Pre Pre Projekojekojekojekojekttttte:e:e:e:e:

Eine Reihe von erfolgreichen Projekten wurde
auch in diesem Jahr fortgesetzt:

Big KidBig KidBig KidBig KidBig Kids:s:s:s:s:
Übergewicht bei Kindern und Jugendlichen nimmt
immer größere Ausmaße an. Deshalb führt die
Verbraucherzentrale bereits seit einigen Jahren ein
Trainingsprogramm für übergewichtige Kinder und
Jugendliche durch, das die Bremer Kinderärzte ihren
übergewichtigen Patienten häufig empfehlen.
Die Verbraucherzentrale hat bei der Bundeszentrale
für gesundheitliche Aufklärung (BzgA) einen Antrag
auf Evaluation des Programms gestellt - die Zusage
der BzgA lag zum Ende des Jahres vor.

FitFitFitFitFit im A im A im A im A im Altltltltlter:er:er:er:er:
Das Ernährungsseminar für ältere Menschen, die
noch lange fit bleiben möchten, ist auch 2004 mit
großem Erfolg durchgeführt worden. Die Kombination
aus Theorie und Praxis - verschiedene Lebensmittel-
tests - kam bei den zahlreichen TeilnehmerInnen so
gut an, dass die Interessenten wiederum viel zahlrei-
cher als die vorhandenen Seminarkapazitäten waren.
Sehr begehrt war wieder das persönliche Ernährungs-
profil, das für jede/n mittels eines Computer-
programms erstellt werden kann. Das Projekt wird
vom Bundesministerium für Verbraucherschutz,
Ernährung und Landwirtschaft gefördert.

NorNorNorNorNordlicdlicdlicdlicdlichththththter:er:er:er:er:
Die Modellregion Weserland gehört zu den 18 Modell-
regionen in Deutschland, in denen die Agrar- und
Konsumwende beispielhaft umgesetzt werden soll.
Die Nordlichter, bei denen die Verbraucherzentrale
im Vorstand an den verschiedenen Konzeptionen
mitarbeitet, haben ein Marketingkonzept für regional
erzeugte Lebensmittel mit Namen "Weserklasse" und
ein erstes regionales Qualitätsfleischprogramm für
Rindfleisch auf den Weg gebracht. Voraussichtlich
2005 wird dieses Rindfleisch im Fachhandel erhält-
lich sein.

EinkEinkEinkEinkEinkaufaufaufaufaufsführsführsführsführsführer für Mer für Mer für Mer für Mer für Muuuuussssslime:lime:lime:lime:lime:
Nachdem die 1. Auflage ein Riesenerfolg war - die
gedruckten 5.000 Exemplare waren innerhalb eines
Monats vergriffen - wurde im letzten Jahr die 2.
Auflage herausgegeben. Dabei handelt es sich um
eine Broschüre, die u. a. Produktlisten von Lebens-
mitteln enthält, die frei von Schlachttier-Bestandtei-
len sind. Obwohl die 2. Auflage durch die Zusammen-
arbeit mit dem Bundesverband dreimal so hoch war,
waren die 15.000 Exemplare ebenfalls nach einigen
Wochen fast vergriffen.

TTTTTrrrrrananananansFsFsFsFsFairliairliairliairliairlisssssttttte:e:e:e:e:
Viele Produkte, die tagtäglich verzehrt werden, z. B.
Kaffee, Tee, Kakao oder Orangensaft, werden häufig
unter unfairen Bedingungen hergestellt, d. h.  Gewin-
ne machen insbesondere Groß- und Zwischenhänd-
ler. Dagegen holen die Kleinbauern in den Entwick-
lungsländern oftmals nicht einmal ihre Kosten
heraus. Der faire Handel dagegen verhindert dieses
System, u. a. durch garantierte Mindestlöhne und
durch die Ausschaltung des Zwischenhandels. Jeden
Herbst zur bundesweit durchgeführten fairen Woche
gibt die Verbraucherzentrale eine aktualisierte Liste
heraus. Sie zeigt die Einkaufsmöglichkeiten für fair
gehandelte Lebensmittel in Bremen und
Bremerhaven auf.

Fit Kid:Fit Kid:Fit Kid:Fit Kid:Fit Kid:
Unter diesem Titel fanden wieder die Fortbildungs-
veranstaltungen für pädagogische MitarbeiterInnen
von Kindertagesstätten statt. Das Motto: Lebensmit-
tel mit allen Sinnen erfahren und genießen! Augen,
Ohren, Hände, Nase und Zunge sollen lernen, die
Lebensmittel zu erspüren und sie mit mehr Genuss
und einem größeren Bewusstsein zu verzehren. Das
ist nicht nur gesünder, sondern macht auch noch
mehr Spaß - was schon in den Veranstaltungen in der
Verbraucherzentrale am häufigen Gelächter zu hören
war. Das Erlernte geben die MitarbeiterInnen an die
Kinder in ihren Häusern weiter. Ergänzt wurden die
Veranstaltungen durch eine im letzten Jahr zum
ersten Mal durchgeführte entsprechende Eltern-
schulung. Auch dieses Projekt wird vom Bundes-
ministerium für Verbraucherschutz, Ernährung und
Landwirtschaft gefördert.

GeflügGeflügGeflügGeflügGeflügelelelelellililililisssssttttte:e:e:e:e:
Zur Weihnachtszeit (nicht nur!) erinnert die
Verbraucherzentrale daran, dass billig produziertes
Fleisch mit einer artgerechten Tierhaltung nichts zu
tun hat. Deshalb sollte auch das gerade im Winter so
gern verzehrte Großgeflügel nicht nach dem niedrigs-
ten Preis, sondern nach der Art der Tierhaltung
ausgesucht werden. So wurde auch in diesem Jahr
die Geflügelliste aktualisiert und veröffentlicht. Sie
enthält Einkaufsmöglichkeiten für Geflügel aus einer
artgerechten Tierhaltung aus Bremen und umzu.

2020202020
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Weser Kurier, 17. Oktober 2004

Die Welt, 29. Oktober 2004
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Weser Kurier, 12. Juli 2004

Weser Kurier, 8. April 2004

Weser Kurier, 5. Februar 2004
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Weser Kurier, 18. April 2004

Weser Kurier, 12. August 2004
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WiedWiedWiedWiedWiederererereruuuuum sm sm sm sm sehr günehr günehr günehr günehr günssssstttttigigigigige Ze Ze Ze Ze Zinininininsssssenenenenen
bei Hybei Hybei Hybei Hybei Hypppppooooottttthekhekhekhekhekendendendendendarlehenarlehenarlehenarlehenarlehen

Von vielen Seiten war für 2004 mit deutlich
steigenden Zinsen am Anleihemarkt gerechnet
worden. Aufgrund der damit verteuerten Refinanzie-
rung der Banken hätte dies zugleich einen Zinsan-
stieg bei Hypothekendarlehen bedeutet. Tatsächlich
bewegten sich die Zinsen jedoch bis über den
Sommer hinweg auf einem niedrigen Niveau annä-
hernd seitwärts und gingen dann wider Erwarten auf
eine weitere Talfahrt.

Wer sich im vergangenen Jahr für den Bau oder Kauf
einer Immobilie entschied oder eine bereits laufende
Finanzierung verlängern musste, fand wiederum sehr
günstige Bedingungen vor. Das galt insbesondere für
das letzte Quartal, in dem das Zinsniveau einen
neuen Tiefpunkt erreichte und ein Hypotheken-
darlehen zuletzt mit einer zehnjährigen Fest-
schreibung des Zinssatzes im Marktdurchschnitt nur
noch effektiv 4,3 Prozent pro Jahr kostete.

Zu welchem Zinssatz die Finanzierung abgeschlossen
wurde, lag allerdings nicht allein an der Entwicklung
des allgemeinen Zinsniveaus und am Zeitpunkt der
Kreditaufnahme, sondern auch an der Wahl eines
möglichst preiswerten Finanzierers. Statt sich mit
dem erstbesten Angebot der Hausbank oder eines
Vermittlers zufrieden zu geben, war es für die
DarlehensnehmerInnen deshalb wiederum wichtig,
sich zunächst einen breiten Marktüberblick zu
verschaffen, um dann gezielt mit ausgesuchten
Kreditinstituten zu verhandeln.

Denn zwischen den Anbietern zeigten sich einmal
mehr erhebliche Unterschiede. Während der güns-
tigste Anbieter in der Spitze im Zinstief einen Zins-
satz von effektiv 4,15 Prozent für eine fünfzehnjährige
Zinsbindung offerierte, kostete die gleiche Zins-
bindung bei dem teuersten Kreditinstitut effektiv
4,95 Prozent. Über die fünfzehnjährige Laufzeit
hinweg bedeutete dies für ein Darlehen über 100.000
Euro einen Kostenunterschied von rund 14.500 Euro.
Wer gut informiert die Finanzierung in Angriff nahm,
konnte somit Tausende von Euro sparen.

Die Möglichkeit, sich bei der Verbraucherzentrale
kompetent und unabhängig von Anbieterinteressen
beraten zu lassen, wurde im Berichtsjahr wiederum
ausgiebig genutzt. Mit rund 340 Vorabberatungen
war dabei allerdings ein Rückgang zum Vorjahr zu
verzeichnen. Hier wirkte sich offenbar aus, dass viele
noch im Vorjahr - aufgrund der drohenden Kürzung
der Eigenheimzulage - ihr Bau- oder Kaufvorhaben
vorgezogen hatten.

Vorwort für den Bereich wird noch ergänzt

FinFinFinFinFinanananananzzzzzdiendiendiendiendienssssstltltltltleieieieieissssstttttuuuuunnnnnggggg

MaMaMaMaMassssssisisisisivvvvve Pre Pre Pre Pre Probleobleobleobleobleme beime beime beime beime bei
FinanFinanFinanFinanFinanzzzzzierierierierierununununungggggssssskkkkkooooombinambinambinambinambinatttttioioioioionennennennennen

Viele DarlehensnehmerInnen haben sich in der
Vergangenheit dazu überreden lassen, statt eines
klassischen Hypothekendarlehens mit laufender
Tilgung eine Finanzierung in Kombination mit einer
Kapital bildenden Lebensversicherung abzuschlie-
ßen. Bei dieser Finanzierung zahlt die
KreditnehmerIn lediglich die Zinsen für den Kredit,
während die Tilgung erst am Ende über die Auszah-
lung der Lebensversicherung erfolgt.

Die Verbraucherzentrale hat von dieser Form der
Finanzierung stets abgeraten, da sie mit erheblichen
Risiken verbunden ist und insbesondere die Gefahr
besteht, dass die Ablaufleistung der Versicherung am
Ende erheblich niedriger als erwartet ausfällt und sie
nicht ausreicht, um den Kredit vollständig zu tilgen.
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Nachdem die Versicherungsgesellschaften ihre
Überschussbeteiligungen seit 2002 auf breiter Front
deutlich gesenkt haben, zeichnet sich diese Gefahr
inzwischen in einer bislang nicht da gewesen Schärfe
ab. In einer Vielzahl von Fällen drohen die
DarlehensnehmerInnen nach den aktuellen Hoch-
rechnungen am Ende auf bis zu 40 Prozent ihrer
Schulden sitzen zu bleiben.

Die Die Die Die Die VVVVVerbrerbrerbrerbrerbraucaucaucaucaucherherherherherzzzzzentrentrentrentrentralalalalale Bre Bre Bre Bre Bremen hemen hemen hemen hemen hatatatatat de de de de deshshshshshalalalalalb für dieb für dieb für dieb für dieb für die
BBBBBetretretretretroffoffoffoffoffenen eine senen eine senen eine senen eine senen eine spezpezpezpezpezielielielielielllllle Be Be Be Be Berererereratatatatatuuuuunnnnng ang ang ang ang angggggeeeeebotbotbotbotboten.en.en.en.en. Bei
ihr geht es zum einen darum zu prüfen, ob und in
welcher Form die DarlehensnehmerInnen eigene
zusätzliche Anstrengungen unternehmen können, um
die sich abzeichnenden Lücken zu schließen. Konkret
wird dabei untersucht, ob das Darlehen nach den
vertraglichen Bestimmungen auf eine laufende
Tilgung umgestellt werden kann oder ob zumindest -
wenn möglich - eine zusätzliche laufende Tilgung
neben der Lebensversicherung erfolgen darf. Wenn
die Zinsfestschreibung gerade ausgelaufen ist, wird
überdies geprüft, ob es nicht besser ist, die Lebens-
versicherung zu kündigen, mit der Auszahlung eine
Sondertilgung zu leisten und die Finanzierung als
reines Annuitätendarlehen mit laufender Tilgung
fortzusetzen. Sofern nach den vertraglichen Bedin-
gungen noch keine Modifizierung der Finanzierung
möglich ist, werden zudem Empfehlungen gegeben,
wie zusätzliche Gelder am sinnvollsten für eine
spätere Einbringung in die Finanzierung angespart
werden können.

Neben diesen Empfehlungen zu eigenen zusätzlichen
Anstrengungen berät die Verbraucherzentrale zum
anderen aber auch zu möglichen Schadensersatz-
forderungen gegen die Kreditinstitute oder die
Vermittler. Denn insbesondere bei einer selbst
genutzten Immobilie war die Finanzierung mit einer
Lebensversicherung in der Regel von Anfang an nicht
empfehlenswert und sie konnte nur deshalb an den
Mann oder die Frau gebracht werden, weil die
spezifischen Nachteile und Risiken dieser
Finanzierungskonstruktion verschwiegen wurden. Die
Verbraucherzentrale bietet deshalb eine kritische
Analyse der Finanzierung an, bei der diese auf
Ansatzpunkte geprüft wird, die auf ein Aufklärungs-
verschulden hinweisen. Diese Finanzierungsanalyse
soll als Grundlage für Verhandlungen mit dem
Kreditinstitut, aber auch für etwaige Schadensersatz-
klagen dienen.

Das gleiche Beratungsangebot richtet sich an
DarlehensnehmerInnen, die sich zu einer
Finanzierungskombination haben überreden lassen,
bei der anstelle einer laufenden Tilgung zunächst ein
Bausparvertrag angespart und vorfinanziert werden
muss. Solche Bausparsofortfinanzierungen sind zwar
nicht so problematisch wie die Finanzierungen mit
Lebensversicherungen. Sie sind aber regelmäßig
deutlich teurer, als eine normale KreditnehmerIn
erkennen kann und sind im Vergleich zu einem
klassischen Annuitätendarlehen oftmals auch mit
erheblichen finanziellen Nachteilen verbunden. Diese
zeigen sich insbesondere dann, wenn - wie im
Berichtsjahr - ein normales Hypothekendarlehen
sogar billiger ist als ein Bauspardarlehen und es trotz
langjähriger Vorfinanzierung keinen Sinn macht, den
Kreditanspruch eines zugeteilten Bausparvertrages
zu nutzen. In diesen Fällen erweist sich die Vorfinan-
zierung der Bausparverträge als ein teurer Umweg,
der den DarlehensnehmerInnen nicht selten finanzi-
elle Nachteile in fünfstelliger Höhe beschert.

Auch in diesen Fällen lässt sich regelmäßig beobach-
ten, dass die KreditnehmerInnen von den Anbietern
und Vermittlern nicht richtig über die Besonderheiten
der Finanzierung aufgeklärt wurden. Von daher stellt
sich ebenfalls die Frage eines möglichen Schadenser-
satzes.

MitMitMitMitMit in in in in insgsgsgsgsgeeeeesssssamtamtamtamtamt 140 B 140 B 140 B 140 B 140 Berererereratatatatatuuuuunnnnngggggen wen wen wen wen wurururururde dde dde dde dde daaaaasssss
BBBBBerererereratatatatatuuuuunnnnngggggsssssananananangggggeeeeebotbotbotbotbot     zzzzzu dieu dieu dieu dieu diesen Finsen Finsen Finsen Finsen Finanananananzzzzzieruieruieruieruierunnnnngggggs-s-s-s-s-
kkkkkombombombombombinininininationen mitationen mitationen mitationen mitationen mit L L L L Leeeeebenbenbenbenbensssssvvvvvererererersssssicicicicicheruheruheruheruherunnnnng oderg oderg oderg oderg oder
BBBBBauauauauausssssppppparararararvvvvverererererträgträgträgträgträgen sen sen sen sen stttttarkarkarkarkark n n n n nacacacacachhhhhgggggefrefrefrefrefragagagagagttttt..... Dabei zeigt
sich überraschender Weise auch, dass nicht wenigen
DarlehensnehmerInnen zur Finanzierung Lebensver-
sicherungen mit einer Laufzeit bis zum 85. Lebens-
jahr verkauft wurden. Bei diesen "MMMMMethuethuethuethuethusssssalalalalalem-em-em-em-em-
PPPPPooooolicliclicliclicenenenenen" soll die Beteiligung an den Überschüssen
des Versicherers zwar zu einer deutlich kürzeren
Laufzeit führen. Mit der Kürzung der Überschuss-
beteiligungen droht sich jetzt jedoch bei Betroffenen
nicht nur der Abtrag einer Restschuld, sondern die
gesamte Finanzierung bis ins Rentenalter hinein zu
verlängern.

FinanFinanFinanFinanFinanzdienzdienzdienzdienzdienssssstttttleileileileileissssstttttunununununggggg
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DDDDDaaaaauerbrenner: Überprüfunuerbrenner: Überprüfunuerbrenner: Überprüfunuerbrenner: Überprüfunuerbrenner: Überprüfung g g g g vvvvvooooonnnnn
VVVVVorfälligkorfälligkorfälligkorfälligkorfälligkeieieieieitttttsssssenenenenentttttsssssccccchädigunhädigunhädigunhädigunhädigungggggenenenenen

Eine anhaltend rege Nachfrage war wiederum
bei der Überprüfung von Vorfälligkeits-
entschädigungen zu verzeichnen, die bei der vorzeiti-
gen Ablösung von Hypothekendarlehen zu zahlen
sind. Für rund 300 Darlehen wurden Überprüfungs-
berechnungen durchgeführt. Dabei zeigte sich
erneut, dass einerseits die Differenzen zwischen den
geforderten und den berechtigten Entschädigungs-
beträgen im Vergleich zu früheren Jahren in der Regel
deutlich geringer geworden sind. Andererseits gibt es
aber nach wie vor Streitpunkte in der Frage der
korrekten Berechnung von Vorfälligkeits-
entschädigungen, die in der Rechtsprechung noch
nicht abschließend geklärt sind, und die sich nicht
unerheblich auf die Höhe der zu zahlenden Ab-
standsleistungen auswirken. Dies sind vor allem die
Frage der ersparten Risiko- und Verwaltungskosten,
die die Kreditinstitute schadensmindernd berück-
sichtigen müssen, sowie die Datenquelle, aus der die
Vergleichszinsen für die Schadensberechnung
heranzuziehen sind. Strittig ist zudem oftmals der
Zeitpunkt, zu dem die Vorfälligkeitsentschädigung zu
berechnen ist sowie die Frage, ob vertraglich einge-
räumte Sondertilgungsmöglichkeiten bei der Berech-
nung des Zinsschadens der Bank abzusetzen sind.

In einem dieser Punkte war in der Rechtsprechung im
Berichtsjahr allerdings ein Fortschritt zu verzeichnen:
Mit Urteil vom 30. November entschied der Bundes-
gerichtshof, dass bei der rechnerischen Ersatzanlage
die Renditen aus der Kapitalmarktstatistik der
Deutschen Bundesbank heranzuziehen sind - und
nicht die Angebotsrenditen aus dem Pfandbriefindex
PEX, die von vielen Banken verwendet wurden, weil
sie durchweg niedriger lagen und damit auf dem
Papier zu einem höheren Schaden führten. DDDDDererererer
BBBBBuuuuundendendendendesgsgsgsgsgericericericericerichtshofhtshofhtshofhtshofhtshof g g g g gab dab dab dab dab damitamitamitamitamit den  den  den  den  den VVVVVerbrerbrerbrerbrerbraucaucaucaucaucherherherherher-----
zzzzzentrentrentrentrentralalalalalen in en in en in en in en in vvvvvooooollllllllllem Umfem Umfem Umfem Umfem Umfananananang Rg Rg Rg Rg Recececececht, die ht, die ht, die ht, die ht, die vvvvvon Anfon Anfon Anfon Anfon Anfanananananggggg
an in der an in der an in der an in der an in der StStStStStatiatiatiatiatissssstiktiktiktiktik der B der B der B der B der Buuuuundendendendendesssssbbbbbankankankankank die ein die ein die ein die ein die einzzzzzigigigigigeeeee
autautautautautoritoritoritoritoritativativativativative Quele Quele Quele Quele Quelllllle ge ge ge ge geeeeesehen hsehen hsehen hsehen hsehen hattattattattatten.en.en.en.en.

Aufgrund des neuen Urteils und der intensiven
Medienarbeit zu dem erzielten Fortschritt erreichte
die Verbraucherzentrale im Dezember eine regelrech-
te Flut von Anfragen mit Bitten um Informationen,
Musterschreiben an die Kreditinstitute und Über-
prüfungsberechnungen.
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MarkMarkMarkMarkMarktttttüberüberüberüberübersisisisisiccccchhhhhttttt "Sp "Sp "Sp "Sp "Sparen undaren undaren undaren undaren und
GeldGeldGeldGeldGeldanlanlanlanlanlaaaaaggggge"e"e"e"e"

Auch wenn viele Aktienkurse derzeit wieder
steigen, bevorzugen die meisten Verbraucher konser-
vative Geldanlageformen. Unsere Marktübersicht
"Sparen und Geldanlage" schafft Markttransparenz
und ist eine wertvolle Hilfe bei der Suche nach
attraktiven Zinsen. Neben dieser Zinsübersicht
wollen viele VerbraucherInnen persönlich beraten
werden. Hier kann gezielt auf die individuelle Situati-
on eingegangen und ein entsprechend zugeschnitte-
ner Vorschlag zum Vermögensaufbau oder zur
Geldanlage erarbeitet werden. Die Beratung berück-
sichtigt auch, ob staatliche Förderungen beim Sparen
genutzt werden können und welche Produkte in
diesem Fall empfehlenswert sind.

"S"S"S"S"Sccccchlhlhlhlhluuuuussssssssssvvvvverkaerkaerkaerkaerkauf" uf" uf" uf" uf" vvvvvooooon Prin Prin Prin Prin Privvvvvaaaaatttttenenenenen
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Durch den Wegfall des Steuerprivilegs von
Privaten Rentenversicherungen und Kapital bilden-
den Lebensversicherungen ab 2005 war die Nachfra-
ge nach einer persönlichen Beratung sehr groß. Mit
massiven und teilweise aggressiven Werbe-
kampagnen versuchten Versicherungen und Banken,
die Verbraucher bis zum Jahresende doch noch zu
einem Vertragsabschluss zu bewegen. In der persön-
lichen Beratung ging es um die Klärung, ob der
Abschluss einer Versicherung aufgrund der persönli-
chen Situation von Vorteil sein könnte. Dies war
meistens nicht der Fall, da diese Sparform sehr
unflexibel ist und das Steuerprivileg für viele bedeu-
tungslos war, weil ihre Zinseinkünfte nicht dauerhaft
über dem Sparerfreibetrag liegen. Hinzu kommt, dass
die garantierten Kapitalabfindungen bei dieser
Sparform in der Regel nur Sparbuchkonditionen
erreichen. Letzteres konnten wir anhand unseres
computergestützten Auswertungsprogramms nach-
weisen. Neben einer Auswertung aufgrund der
persönlichen Daten erhielten die Verbraucher ver-
schiedene Ratings der einzelnen Versicherungen und
einige nützliche Tipps über die Vor- und Nachteile der
angebotenen Versicherungsprodukte.
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Aufgrund der Entwicklung der gesetzlichen
Rente wird die private Vorsorge für den Einzelnen
wichtiger denn je. Die Zahlungen aus der gesetzli-
chen Rentenversicherung werden nicht ausreichen,
den jetzigen Lebensstandard abzusichern. Seit 2002
fördert der Staat die private Altersvorsorge. Alle
Arbeitnehmer, die in die gesetzliche Rentenversiche-
rung einzahlen, können einen Altersvorsorgevertrag
abschließen und die "Riesterförderung" beanspru-
chen. Wenn ein nicht berufstätiger Ehepartner
zusätzlich einen Vertrag abschließt, kann er ebenfalls
in den Genuss der Förderung kommen. Darüber
hinaus haben alle Arbeitnehmer seit 2002 Anspruch
auf eine betriebliche Altersvorsorge. Bei dieser Form
der Altersvorsorge liegt die Entscheidung beim
Arbeitgeber, welches Produkt angeboten wird. Erste
Auswertungen zeigen, dass die Arbeitgeber - oftmals
aus Unwissenheit - sehr kostenträchtige Produkte
auswählen, die das Guthaben schmälern. Ab 2005
besteht die Möglichkeit bei einem Arbeitsplatz-
wechsel, Ansprüche aus Pensionskassen in eine
andere Pensionskasse zu übertragen. Dies war bisher
nur bei Direktversicherungen gegeben. Während bei
der betrieblichen Altersvorsorge die Abschluss-
provisionen überwiegend bei Vertragsabschluss
anfallen, sind die Provisionen beim Riesterabschluss
bindend auf zehn Jahre verteilt worden. Zum Nachteil
der Verbraucher werden ab 2005 die Abschluss-
provisionen nur noch auf fünf Jahre verteilt. Die
Beratungsergebnisse zeigen, dass die Ratsuchenden
die Riesterprodukte für ihre Altersvorsorge favorisie-
ren, da sie ohne Arbeitgeberbindung abgeschlossen
werden können. Sie bieten derzeit in der Auszahl-
phase einen weiteren Vorteil: Während nicht Privat-
versicherte auf Zahlungen aus der betrieblichen
Altersvorsorge den vollen Krankenkassen- und
Pflegeversicherungsbeitrag entrichten müssen,
entfällt dies bei Zahlungen aus Riesterprodukten.
Daher sind Riesterprodukte momentan denen der
betrieblichen Altersvorsorge vorzuziehen.
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Versicherungen sollten hauptsächlich als
Risikovorsorge dienen, um wirtschaftlich Existenz
bedrohende Risiken abzusichern. Dazu gehört der
Schutz vor Verschuldung bei Schadenersatzan-
sprüchen, bei Invalidität und Tod. Die Erfahrung zeigt
jedoch, dass etliche Haushalte fehlversichert sind.
Einerseits ist wichtiger Schutz oft nicht vorhanden.
So hat ein Drittel der Haushalte keinen Haftpflicht-
schutz und zwei Drittel keine Berufsunfähigkeits-
versicherung. Andererseits schließen viele Bundes-
bürger eine Kapitallebensversicherung ab, von denen
ca. 80% vor Vertragsablauf gekündigt oder beitrags-
frei gestellt werden. Durchschnittlich hat jeder
Bundesbürger sechs Versicherungspolicen und gibt
dafür pro Jahr ca. 1.284 Euro aus. Dies sagt jedoch
nichts darüber aus, ob der Versicherungsschutz
ausreichend ist oder ob zu teure oder falsche Policen
abgeschlossen wurden. Fehlende Transparenz des
Marktes und das bestehende Provisionssystem sind
Gründe für diese Misere. Sinnvolle Vorsorge ist nur
möglich, wenn wichtige Informationen erteilt werden,
die auch in zumutbarer Weise zur Kenntnis genom-
men werden können und nicht in einer Flut unwichti-
ger Angaben untergehen.

AbAbAbAbAbsososososolutlutlutlutlut notw notw notw notw notwendigendigendigendigendiger er er er er ScScScScSchutz:hutz:hutz:hutz:hutz:

Haftpflichtversicherung
Berufsunfähigkeitsversicherung
Unfallversicherung
Risikolebensversicherung

Es ist kaum verständlich, warum mehr Verbrau-
cher über eine Hausratversicherung als über eine
private Haftpflichtversicherung verfügen. Die private
Haftpflichtversicherung ist eine der wichtigsten
Risikoabsicherungen überhaupt. Die Beratungspraxis
zeigt vielfach große Deckungslücken. Oft sind zu
geringe Summen bei zu teuren Anbietern vereinbart
oder der Versicherungsschutz ist vom Deckungsum-
fang nicht dem tatsächlichen Bedarf angepasst.

Die finanzielle Absicherung der Arbeitskraft benötigt
so gut wie jeder, der nicht vermögend ist. Ganz
besonders junge Arbeitnehmer brauchen eine
Berufsunfähigkeitsversicherung, da sich der gesetzli-
che Schutz lediglich auf Erwerbsminderung bezieht.
Hierfür spielt aber der erlernte Beruf keine Rolle. Als
Maßstab gilt nur die Arbeitsfähigkeit am allgemeinen
Arbeitsmarkt. Aber selbst wenn eine solche Rente
gezahlt wird, reicht sie bei weitem nicht aus. Viele
verschieben den Abschluss dieser Versicherung
wegen der hohen Kosten, und wer beschäftigt sich in
jungen Jahren schon gerne mit dem Thema Invalidi-
tät? Doch je früher man einsteigt, desto besser ist es.
Denn für die Kosten des Vertrages sind das Alter, der
Beruf und der Gesundheitszustand von entscheiden-
der Bedeutung. Versicherungsnehmer um die 30
Jahre haben bessere Chancen, einen akzeptablen
Vertrag mit ausreichender Laufzeit und bezahlbarem
Preis zu bekommen. Das Risiko berufsunfähig zu
werden, wird vielfach unterschätzt. Jeder vierte
Arbeitnehmer muss vorzeitig aus dem Berufsleben
aussteigen. Zwar passiert das häufiger jenseits des
fünfzigsten Lebensjahres, bis zur Altersrente sind es
dann jedoch noch etliche Jahre, die in der Regel kaum
aus Rücklagen finanziert werden können. Ein Großteil
der abgeschlossenen Verträge sind Kombinationen
mit Altersvorsorgeverträgen, wie beispielsweise
Kapitallebensversicherungen. Gerade diese Kombina-
tionen sind besonders problematisch, da im Laufe
der Vertragslaufzeit sehr häufig die Kapitalbildung
unterbrochen oder gar gekündigt werden muss, wenn
zeitweise das Geld dafür nicht zur Verfügung steht.
Da die Berufsunfähigkeitsversicherung dann jedoch
als Zusatzversicherung läuft, kann sie nicht ohne den
Hauptvertrag weiter geführt werden. Oft kann später
keine neue Versicherung abgeschlossen werden, da
das höhere Eintrittsalter die Kosten in die Höhe treibt
und eine erneute Gesundheitsprüfung viele durch das
Raster fallen lässt. Damit der Vertrag in der Kombina-
tion mit einer Altersvorsorge dann noch bezahlbar
erscheint, wird häufig die Laufzeit zu kurz bemessen
und die Rentenhöhe absurd gering angesetzt. Im
Ernstfall kann man dann davon nicht leben. Mit einer
alleinigen Berufsunfähigkeitsversicherung oder - bei
Bedarf - einer Kombination mit einer Risiko-
lebensversicherung erhält man mehr Flexibilität.
Für alle, die keinen Berufsunfähigkeitsschutz bekom-
men oder dieser nicht bezahlbar ist, ist eine Unfall-
versicherung notwendig. Zwar müssen ca. 90%
derjenigen, die vorzeitig aus dem Berufsleben
aussteigen, dies aufgrund einer Erkrankung tun und
nur wenige wegen eines Unfalls, doch sollte in diesen
Fällen wenigstens dieses Risiko versichert sein.

2828282828



 Die gesetzliche Unfallversicherung zahlt nur bei
Unfällen in bestimmten Lebenssituationen,
insbesondere bei Arbeit, Schulbesuch und Fortbil-
dung, jedoch nicht für Hausfrauen und kleine Kinder,
die nicht in die Kindertagesstätte gehen, Rentner und
alle anderen in der Freizeit. Für diese Police ist eine
hohe Leistung bei Invalidität besonders wichtig.
Etliche andere Bausteine, wie beispielsweise
Krankenhaustagegeld etc. verteuern den Vertrag und
sind verzichtbar. Ein gründlicher Vergleich ist erfor-
derlich, da sich die Tarife erheblich unterscheiden.

Die Hinterbliebenenversorgung bei Tod des Haupt-
ernährers der Familie ist bei jungen Familien oft
lückenhaft. Zwar haben viele eine Kapital-
lebensversicherung abgeschlossen, allerdings ist die
vereinbarte Todesfallsumme häufig zu gering. Bei
diesen Verträgen steht die Altersvorsorge im Vorder-
grund. Nicht selten sind neben unversorgten Kindern
noch andere finanzielle Verpflichtungen, wie Kredite
und Hypotheken, vorhanden. Immer, wenn andere
Menschen von der eigenen wirtschaftlichen Leis-
tungsfähigkeit abhängig sind, ist eine Risiko-
lebensversicherung unverzichtbar. Diese Police
kostet nur etwa ein Zehntel der Kapital-
lebensversicherung.
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Wer wertvollen Hausrat besitzt und im Versicherungs-
fall diesen aus eigenen Mitteln kaum ersetzen kann,
sollte eine Hausratversicherung abschließen. Für
Hausbesitzer ist eine Wohngebäudeversicherung
notwendig. In diesem Zusammenhang sollte auch
über eine Elementarschadenversicherung nachge-
dacht werden. Hochwasser kann große Schäden
verursachen, dennoch ist diese Absicherung nur in
wenigen Fällen vorhanden. Wer im Ausland auf
Reisen geht, benötigt eine Auslandsreise-
krankenversicherung.

VVVVVerererererzzzzzicicicicichththththtbbbbbarararararer er er er er ScScScScSchutzhutzhutzhutzhutz

Immer häufiger tauchen dagegen bei Durchsicht der
Versicherungspolicen eines Haushaltes verzichtbare,
problematische oder unsinnige Policen auf. Dazu
gehören die Reisegepäck-, Insassenunfall-, Sterbe-
geld-, Glas-, Handy-, Brillen-, Elektrogerätereparatur-,
Arbeitslosenversicherungen oder Haushalts-
schutzbriefe. Mit diesen Produkten werden keine
unwägbaren Risiken, die wirtschaftlich ruinös sind,
abgesichert.

KKKKKooooossssstststststspieligpieligpieligpieligpielige Gee Gee Gee Gee Gesssssuuuuundheitndheitndheitndheitndheit

Vor dem Hintergrund der Gesundheitsreform mit den
vielfältigen Neuregelungen, wie Zuzahlungen und
Praxisgebühr und der aggressiven Werbung privater
Anbieter, fragten sich viele gesetzlich Versicherte, ob
ein Wechsel in die Private Krankenversicherung lohnt
und welche Konsequenzen damit verbunden sind.
Diejenigen, die Preissteigerungen bei privaten
Anbietern hinnehmen mussten, fragten, wie sich der
Beitrag senken ließe oder gar ein Wechsel der
Gesellschaft möglich sei. Auch das Thema Zahnersatz
und Zusatzversicherungen für gesetzlich Versicherte
sorgte für reichlich Verwirrung.
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Ein Dauerbrenner der Versicherungsberatung sind die
Anfragen zu Kündigung, Widerruf und Widerspruch. In
den vergangenen Jahren waren es in der Regel die
Verbraucher, die sich vorzeitig aus den Verträgen
verabschieden wollten. In diesem Jahr wollten sich
vermehrt Rechtsschutzversicherer von alten Verträgen
trennen. Begründung sollte die Änderung der Gebüh-
renordnung für Anwalts- und Gerichtskosten sein.
Hier seien langfristig steigende Ausgaben zu erwar-
ten. Trotzdem sind Rechtsschutzversicherungen eine
rentable Sparte. Wer sich nach einer Kündigung um
einen neuen Vertrag bemühte, musste mitunter
feststellen, dass sich der Versicherungsumfang
geändert hat und somit beispielsweise der Anleger-
schutz bei einigen Anbietern nicht mehr zum
Leistungskatalog gehört. Vermutlich deshalb, weil
diese Art Klagen in den letzten Jahren drastisch
zugenommen hat.

WWWWWer den er den er den er den er den ScScScScSchhhhhaaaaaden hden hden hden hden hat…at…at…at…at…

Was tun, wenn der Versicherer nicht zahlen will? Die
Zahl der Auseinandersetzungen mit den Anbietern ist
beträchtlich. Die meisten Ratsuchenden fühlen sich
angesichts des Kräfteungleichgewichts hilf- und
ratlos. Dem Stress, einen Rechtsstreit mit einer
Versicherungsgesellschaft zu führen, fühlen sich viele
nicht gewachsen. Die Möglichkeit, eine Beschwerde
beim Ombudsmann einzulegen, kennen viele nicht.
Unsere Beratung im Schadensfall half, Chancen und
Risiken besser einzuschätzen. Oft hilft aber auch
eine ausführliche schriftliche Beschwerde bei der
Geschäftsleitung des Unternehmens.
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Süddeutsche Zeitung, Januar 2004

Stern Online, 9. November 2004
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BLZ 07/08 2004

Nordsee-Zeitung, 28. Mai 2004
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Kurier am Sonntag, 16. Mai 2004

Weser Kurier, 16. September 2004

Die Welt, 31. Januar 2004
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Süddeutsche Zeitung, 12. Juni 2004

Kurier am Sonntag, 5. Dezember 2004
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"Kann mir vielleicht mal jemand helfen???
Verbraucherzentrale Bremen. Wir bringen es auf den
Punkt!" So lautete ein Teil des Werbespots, der bei
Radio Bremen über den Sender ging. Außer der
Buswerbung, die auch dieses Jahr wieder die
bremische Werbelandschaft bereicherte, war neben
Zeitungsanzeigen das erste Mal ein Radiospot für die
Energieberatung durch die Projektmittel des Bundes-
ministeriums für Wirtschaft möglich. Dass die
Werbeeuros gut eingesetzt sind, zeigen die Zahlen:
Bremen liegt mit der Energieberatung pro Einwohner
seit Jahren an der Spitze.

FFFFFallmallmallmallmallmanaanaanaanaanagggggeeeeemenmenmenmenmenttttt     vvvvvor Oror Oror Oror Oror Orttttt

Gemeinsam mit den Verbraucherzentralen
Niedersachsen, Sachsen, Hamburg, Schleswig-
Holstein, Saarland und Rheinland-Pfalz startete die
Verbraucherzentrale in einer Pilotphase das Projekt
"Fallmanagement vor Ort".

Bei diesem neuen Beratungsangebot erhalten
Interessierte die Möglichkeit, sich in bestimmten
Fällen auch zuhause zu konkreten Fragen der Energie-
einsparung beraten zu lassen. Um den Ratsuchenden
präzise Energiesparempfehlungen geben zu können,
ist in manchen Fällen eine Ortsbesichtigung notwen-
dig. Dies hat die Beratungspraxis der Verbraucher-
zentrale in der Vergangenheit gezeigt. Wenn während
der Energieberatung in der Verbraucherzentrale
deutlich wird, dass eine Beurteilung der Situation vor
Ort erforderlich ist, um eine eindeutige Empfehlung
zu geben, kann ein entsprechender Ortstermin
vereinbart werden. Dabei besichtigt die Energie-
beratung das Wohnobjekt und gibt anschließend in
einem ausführlichen Beratungsgespräch konkrete
Handlungsempfehlungen. Zusätzlich erhalten die
Ratsuchenden einen schriftlichen Bericht über die
relevanten Ergebnisse.

Finanziert wird das zusätzliche Beratungsan-
gebot in erster Linie durch das Bundesministerium
für Wirtschaft.

Noch nie stand das Thema Energiekosten so
sehr in der öffentlichen Diskussion wie in diesem
Jahr. Selbst wenn die Energiepreise durch hoffentlich
zunehmenden Wettbewerb und eine wirkungsvolle

Regulierungsbehörde
zukünftig nicht mehr
einseitig festgelegt werden
können, werden sie doch in
Zukunft weiter steigen.
Energieeinsparung ist das
Thema der Zukunft. Nutzen
Sie die Beratung, solange
sie noch kostenlos ist!

EnerEnerEnerEnerEnergiegiegiegiegie

Weser Report, 19. Mai 2004
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Die Welt, 6. Dezember 2004

taz, 29. November 2004

taz, 29. November 2004
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Nordsee-Zeitung 21. Oktober 2004

Weser Kurier, 28. November 2004
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VVVVVorororororssssstttttandandandandand
Vorsitz:

Jörn Diers, Arbeitnehmerkammer

Stellvertretender Vorsitz:
Dr. Mario Domann-Käse, SPD

Mitglieder des Vorstandes:
Gunthild Meyer, DHB

Klaus Möhle, Bündnis 90/Die Grünen
 Alexander Tassis, CDU

BBBBBetrieetrieetrieetrieetriebbbbbsrsrsrsrsratatatatat
Arno Gottschalk

GeGeGeGeGesssssccccchäfhäfhäfhäfhäftsführutsführutsführutsführutsführunnnnnggggg
Irmgard Czarnecki

Abteilung
VVVVVerbrerbrerbrerbrerbraucaucaucaucaucherrherrherrherrherrececececechththththt
Dr. Lovis Wambach
Gabriele Zeugner

Abteilung
ErnähruErnähruErnähruErnähruErnährunnnnnggggg
Theodora Plate
Regina Aschmann
Gertraud Huisinga

Abteilung
InfrInfrInfrInfrInfraaaaassssstrukttrukttrukttrukttruktururururur
Yalcin Sahinogullari
Brigitte Tjarks

BBBBBerererereratatatatatuuuuunnnnngggggsssssssssstttttelelelelelllllle Bre Bre Bre Bre Bremerhemerhemerhemerhemerhavavavavavenenenenen
Barbara Kratz
Ursula Witting

Abteilung
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Arno Gottschalk
Birgit Funke

Gabriele Zeugner
Yalcin Sahinogullari

Hartmut Schwarz
Honorarberater

Abteilung
EnerEnerEnerEnerEnergiegiegiegiegie

Raymond Krieger (Honorar)
Manfred Heuer (Honorar)

Ansgar Wissmann (Honorar)
Ute Rigbers (Honorar)

InfInfInfInfInfooooozzzzzentrumentrumentrumentrumentrum
Brigitte Klinkerfuß

OrOrOrOrOrggggganianianianianisssssaaaaatttttioioioioionnnnn



JahreJahreJahreJahreJahresssssberiberiberiberibericcccchhhhhttttt 200 200 200 200 20044444

VVVVVerbraerbraerbraerbraerbrauuuuucccccherzherzherzherzherzenenenenentttttrale Brerale Brerale Brerale Brerale Bremen e.men e.men e.men e.men e.VVVVV.....
4242424242

Einnahmeentwicklung 1995 - 2004

-  €

100.000,00 €

200.000,00 €

300.000,00 €

400.000,00 €

500.000,00 €

600.000,00 €

1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003 2004

Land Bremen Bund Eigeneinnahmen

Entwicklung der eigenen Einnahmen von 1995 bis 2004

-  €

20.000 €

40.000 €

60.000 €

80.000 €

100.000 €

120.000 €

140.000 €

160.000 €

180.000 €

200.000 €

1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003 2004



     4444433333

                        Etat für das Haushaltsjahr 2004

1. Ist - Einnahmen

1.1. BMVEL Projekt Ernährung  105.134 €              

1.2. BMVEL Projekt Wirtschaftlicher Verbraucherschutz 84.942 €                

1.3. Senator f. W irtschaft Bremen

Institutionelle Zuwendung 281.449 €              

Zuwendung für die Ernährungsberatung 102.551 €              

1.4. Zuwendung des Magistrats der Stadt Bremerhaven 28.840 €                

1.5. vzbv Gemeinkosten Energieberatung 9.743 €                  

1.6. vzbv Projekte 22.500 €                

1.7. Eigeneinnahmen / Sonstige 186.948 €              

Summe Ist - Einnahmen 822.107 €            

2. Ist - Ausgaben

2.1. Personalausgaben 617.927 €              

2.2. Sachausgaben

2.2.1. Geschäftsbedarf 20.096 €                

2.2.2. Post- und Fernmeldegebühren 21.978 €                

2.2.3. Geräte / Ausstattung 3.434 €                  

2.2.4. Bewirtschaftung der Räume 18.273 €                

2.2.5. Mieten 58.550 €                

2.2.6. Rechts- und Beratungskosten 34.296 €                

2.2.7. Reisekosten / Fortbildung 5.705 €                  

2.2.8. Veranstaltungen / Veröffentlichungen 13.000 €                

2.2.9. Eigene Publikationen 195 €                    

2.2.10. Infothekkosten / Ratgebereinkauf / Ausstellungen 22.759 €                

2.2.11. Nicht aufteilbare Verwaltungskosten 5.135 €                  

2.2.12. Mitgliedsbeiträge 759 €                    

Summe der Sachausgaben 204.180 €              

Summe Ist - Ausgaben 822.107 €            

JahreJahreJahreJahreJahresssssabababababsssssccccchlhlhlhlhluuuuussssssssss
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Beratungsformen 2004

Fachauskünfte
54%

Persönliche Beratung
13%

Telefonische Beratung
12%

Infozentrum
7%

TeilnehmerInnen/Vorträge
4%BesucherInnen/Ausstell.

10%

Beratungsformen 2004

Persönliche Beratung 11.461    
Telefonische Beratung 10.736    
Beratungen gesamt 22.197    
davon kostenbefreit 153        
Infozentrum 6.160      
TeilnehmerInnen/Vorträge 3.979      
BesucherInnen/Ausstellungen 8.768      
Fachauskünfte 48.024    
Gesamt 89.128    
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Beratungsinhalte 2004

Verbraucherrecht
11%

Energie
30%

Ernährung
24%

Finanzdienstleistungen, 
Bauen
35%

Beratungsinhalte 2004

Finanzdienstleistungen, Bauen 7.807      
Verbraucherrecht 2.544      
Energie 6.549      
Ernährung 5.297      
Gesamt 22.197    

2002002002002004 in Zahlen4 in Zahlen4 in Zahlen4 in Zahlen4 in Zahlen
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Satzung der Verbraucherzentrale Bremen e.V.

§ 1

Name

Der Verein führt den Namen „Verbraucherzentrale Bremen e.V.“.

§ 2

Sitz

(1) Der Verein hat seinen Sitz in Bremen und ist im Vereinsregister eingetragen. Die Tätigkeit der
Verbraucherzentrale erstreckt sich auf das Land Bremen.

§ 3

Zweck und Ziel

(1) Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des Abschnitts
„steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung durch sein Wirken für das wirtschaftliche und
gesundheitliche Allgemeinwohl der Verbraucher.

(2) Die Verbraucherzentrale hat die Aufgabe, in der Öffentlichkeit und gegenüber Gesetzgebung, Verwaltung,
Rechtsprechung, Anbietern und Wirtschaftsorganisationen auf nationaler und europäischer Ebene die
Interessen und die Rechte der Verbraucher im einzelnen und allgemeinen zu vertreten.

Insbesondere tritt sie ein, um die wirtschaftlichen Interessen der Verbraucher, ihre Gesundheit und die
Umwelt zu schützen.

Sie setzt sich das Ziel, die Selbsthilfe der Verbraucher durch Verbraucherinformation, Verbraucherberatung
und Verbraucherbildung zu stützen und zu fördern.

Somit ist sie ein eigenständiges verbraucherorientiertes Instrument in der Sozialen Marktwirtschaft.

(3) Diese Aufgaben werden erfüllt durch die Schaffung geeigneter Einrichtungen, die der objektiven
Unterrichtung und Unterstützung der Verbraucher dienen, insbesondere durch örtliche Beratungsstellen.

(4) Der Verein ist parteipolitisch und konfessionell unabhängig. Er ist selbstlos tätig. Er verfolgt nicht in erster
Linie eigenwirtschaftliche Zwecke.

(5) Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsgemäßen  Zwecke verwendet werden. Die Mitglieder erhalten
keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereins.
Der Verein darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind, oder durch
unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigen.
Sämtliche Ämter sind Ehrenämter.

(6) Bei Auflösung oder Aufhebung des Vereins oder bei Wegfall seines bisherigen Zwecks fällt das Vermögen
des Vereins an das Land Bremen zur Verwendung für gemeinnützige Zwecke im Sinne des
§ 3 dieser Satzung.
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§ 4

Mitgliedschaft

(1) Mitglieder des Vereins können werden

a) Verbraucherorganisationen und sonstige Verbände und Vereinigungen sowie Organisationen, zu deren
wesentlichen Aufgaben die Wahrnehmung von Verbraucherinteressen gehören.

b) Gewerkschaftliche Dachorganisationen auf örtlicher Ebene.

c) Die Landesverbände der in der Bremischen Bürgerschaft (Landtag) vertretenen politischen Parteien.

d) Die auf Landesebene tätigen öffentlich-rechtlichen Kammern, soweit zu deren wesentlichen Aufgaben
die Wahrnehmung von Verbraucherinteressen gehört.

(2) Verbraucher (natürliche Personen) können Fördermitglied werden. Sie nehmen an der
Mitgliederversammlung mit beratender Stimme teil.

(3) Über den Aufnahmeantrag entscheidet der Vorstand. Lehnt er die Aufnahme ab, so ist der Antragsteller
schriftlich zu bescheiden. Gegen diesen Bescheid kann innerhalb von 2 Wochen nach Empfang des
ablehnenden Bescheides Einspruch eingelegt werden. Der Vorstand ist dann verpflichtet auf der nächsten
Mitgliederversammlung den Antrag zur Entscheidung vorzulegen.

§ 5

Pflichten der Mitglieder

Die Mitglieder sind verpflichtet:

a) die Vereinszwecke zu fördern und für den Erhalt der Verbraucherzentrale einzutreten.

b) die festgesetzten Beiträge zu entrichten.

§ 6

Austritt und Ausschluß

(1) Der Austritt aus dem Verein ist zum Schluß jedes Geschäftsjahres zulässig. Er muß spätestens drei Monate
vor Ablauf des Geschäftsjahres dem Vorstand schriftlich erklärt werden.

(2) Ein Mitglied kann durch den Vorstand aus dem Verein ausgeschlossen werden, wenn es gegen die
Interessen des Vereins verstößt. Vor der Beschlußfassung ist dem Mitglied Gelegenheit zur Stellungnahme
zu geben. der Beschluß des Vorstandes ist dem Mitglied mit einer Begründung zuzustellen. Gegen den
Beschluß kann das Mitglied Einspruch einlegen. Über den Einspruch entscheidet die nächste
Mitgliederversammlung.

§ 7

Geschäftsjahr

Geschäftsjahr ist das Haushaltsjahr der öffentlichen Verwaltung.

SSSSSaaaaatttttzzzzzunununununggggg
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§ 8

Organe

Der Verein hat folgende Organe:

a) die Mitgliederversammlung

b) den Vorstand

c) die Geschäftsführung

§ 9

Mitgliederversammlung

(1) In die Mitgliederversammlung entsenden die Mitgliedsorganisationen nach Möglichkeit für die Dauer von
mindestens 4 Jahren zwei stimmberechtigte Delegierte.

(2) Ist eine Mitgliedsorganisation nur durch 1 Delegierte/n vertreten verfügt diese/r über 2 Stimmen.
Die Vertretung einer Mitgliederorganisation durch eine andere ist mit schriftlicher Vollmacht möglich.

(3) Die Mitgliederversammlung ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte der Mitgliedsorganisationen
vertreten sind.

(4) Beschlüsse werden, sofern diese Satzung nichts anderes vorschreibt, mit einfacher Mehrheit gefasst. Bei
Stimmengleichheit gilt ein Antrag als abgelehnt.
Stimmenthaltung gilt als Ablehnung.

(5) Satzungsänderungen bedürfen einer Mehrheit von mindestens zwei Dritteln der anwesenden Stimmen.

(6) Die Auflösung des Vereins kann nur in einer zu diesem Zweck besonders einberufenen
Mitgliederversammlung mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der stimmberechtigten Delegierten beschlossen
werden. Im Falle der Beschlussunfähigkeit ist innerhalb von vier Wochen eine neue Mitgliederversammlung
mit derselben Tagesordnung einzuberufen, die ohne Rücksicht auf die Zahl der erschienenen Delegierten die
Auflösung mit einfacher Stimmenmehrheit beschließen kann.

(7) Die Vorstandsmitglieder nehmen an der Mitgliederversammlung mit beratender Stimme teil. Wenn Delegierte
zu Vorstandsmitgliedern gewählt worden sind, entsendet die betroffene Organisation zusätzliche Delegierte.

(8) Die Mitgliederversammlung wird vom Vorstand durch schriftliche Einladung unter Bekanntgabe der
Tagesordnung grundsätzlich mit einer Frist von 4 Wochen einberufen.
Sie findet mindestens einmal im Jahr statt im übrigen auf schriftlichen Antrag von mindestens einem Viertel
der Mitgliedsorganisationen.

Anträge gemäß § 10(i) sind spätestens 2 Wochen vor der Mitgliederversammlung schriftlich bei der
Verbraucherzentrale einzureichen. Anträge, die nach Fristablauf eingehen, aber eilbedürftig sind, müssen
behandelt werden, wenn dies von mindestens einem Viertel der stimmberechtigten Anwesenden verlangt
wird.

(9) Eine gemäß Absatz 8 Satz 2 beantragte Mitgliederversammlung ist spätestens vier Wochen nach
Antragstellung durchzuführen.

(10) Beschlüsse der Mitgliederversammlung sind in einem Protokoll niederzulegen, das von dem/der
Schriftführer/in und dem/der Vorsitzenden oder seinem/ihrer Stellvertreter/in zu unterzeichnen ist.
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§ 10

Aufgaben der Mitgliederversammlung

Die Mitgliederversammlung hat insbesondere folgende Aufgaben:

a) Wahl der Vorstandsmitglieder

b) Abwahl der Vorstandsmitglieder

c) Festsetzung des Mitgliedsbeitrages sowie des Fördermitgliedsbeitrages

d) Beratung und Beschlussfassung über den dem Drittmittelgeber vorzulegenden
Wirtschaftsplan-Entwurf

e) Wahl von zwei Rechnungsprüfern/innen und zwei Vertreter/innen. Alle zwei Jahre wird ein/e
neuer/e Rechnungsprüfer/in und ein/e Vertreter/in gewählt (siehe § 11).

f) Entgegennahme und Beratung des Geschäftsberichts des Vorstands sowie der Geschäftsführung

g) Entlastung des Vorstandes

h) Entlastung der Geschäftsführung

i) Beschlussfassung  über eingegangene Anträge. Antragsberechtigt sind die
Mitgliedsorganisationen sowie auch einzelne Mitglieder des Vorstandes.

k) Bildung einer Auswahlkommission zur Einstellung der/des GeschäftsführerIn, der zwei bis drei
Vorstandspersonen und zwei bis drei Delegierte angehören, die aus der Zahl der
Bewerber/innen Kandidaten/innen auswählt und dem Vorstand vorschlägt.

l) Bestätigung der Bestellung der Geschäftsführung

m) Beschlussfassung über den Ausschluss eines Mitgliedes

n) Genehmigung des Erwerbs, der Veräußerung und der dinglichen Belastung von
Grundeigentum und der Aufnahme von Darlehen

o) Änderung der Satzung

p) Auflösung des Vereins.

§ 11

Rechnungsprüfung

(1) Die /der Rechnungsprüfer /in werden durch Beschluss der Mitgliederversammlung auf 4 Jahre gewählt. Eine
Wiederwahl ist zulässig.

(2) Die/der Rechnungsprüfer/in sollen aus verschiedenen Mitgliedsorganisationen kommen.

(3) Die/der Rechnungsprüfer/in sind verpflichtet, in jedem Kalenderhalbjahr eine Prüfung des Rechnungswesens
des Vereins vorzunehmen und nach Abschluss des Kalenderjahres der Mitgliederversammlung darüber einen
schriftlichen Bericht vorzulegen.

(4) Bei festgestellten Unregelmäßigkeiten hat die/der Rechnungsprüfer/in ein eigenständiges Recht eine
Mitgliederversammlung einzuberufen.

SSSSSaaaaatttttzzzzzunununununggggg
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§ 12

Vorstand

(1) Der Vorstand besteht aus bis zu 7 Mitgliedern, die aus mindestens drei Mitgliedsorganisationen kommen
sollen.
Der Vorstand wählt aus seiner Mitte eine/n Vorsitzende/n und eine/n stellvertretende/n Vorsitzende/n, von
denen eine/r ihren/seinen Wohnsitz oder Arbeitsplatz in Bremerhaven haben soll, eine/n Schatzmeister/in
sowie eine/n Schriftführer/in.

(2) Die Vorstandsmitglieder werden durch Beschluss der Mitgliederversammlung auf 4 Jahre gewählt. Eine
Wiederwahl ist zulässig.

Bis zur Wahl der Nachfolger/innen führen die Vorstandsmitglieder die Geschäfte weiter.

(3) Der Verein wird gerichtlich und außergerichtlich bei allen Geschäften im Sinne des § 26(2) BGB von der/dem
Vorsitzenden und ihrer/seinem Stellvertreter/in, bei deren/dessen Verhinderung von anderen
Vorstandsmitgliedern vertreten. Die Tatsache der Verhinderung braucht nicht nachgewiesen werden.

In den Angelegenheiten die in der Geschäftsordnung geregelt sind, wird der Verein durch die
Geschäftsführung vertreten.

(4) Der Vorstand gibt sich eine Geschäftsordnung.
Die Geschäftsordnung ist nicht Bestandteil der Satzung
Die Geschäftsordnung wird durch die Mitgliederversammlung bestätigt.

(5) Besondere Aufgaben des Vorstands sind:

a) Der Vorstand führt die Geschäfte des Vereins, soweit sie nicht durch die Geschäftsordnung
einem anderen Organ übertragen sind.

b) Einstellung und Entlassung des/der Geschäftsführers/in
c) Aufstellung eines Wirtschaftsplanes

d) Erstellung des jährlichen Geschäftsberichts.

§ 13

Geschäftsführung

Die Geschäfte der Verbraucherzentrale werden nach der vom Vorstand aufgestellten Geschäftsordnung durch
eine/n Geschäftsführer/in geführt.

Bremen im September 95
Geänderte Fassung April 2004
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Weser Kurier, 4. November 2004
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